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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Kliesing (Honnef) 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 95. Sitzung 
am 20. Januar 1960 den Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Wehrpflichtgesetzes — Drucksache 
1423 — in erster Lesung beraten und anschließend 
dem Ausschuß für Verteidigung federführend und 
dem Ausschuß für Inneres mitberatend überwiesen. 

Der Ausschuß für Inneres hat den Gesetzentwurf 
in seinen Sitzungen vom 10. und 17. März 1960 ein- 
gehend beraten und über das Ergebnis seiner Be- 
ratungen den federführenden Ausschuß für Vertei- 
digung am 25. April 1960 in Ausschuß-Drucksache 
Nr. 41 informiert. 

Der Ausschuß für Verteidigung hat seinerseits 
den Gesetzentwurf unter Berücksichtigung der Ver- 
handlungen im Ausschuß für Inneres in den Sitzun- 
gen am 11., 12. und 13. Mai 1960 beraten und er- 
stattet in folgendem dem Hohen Hause darüber Be- 
richt: 

I. Allgemeines 

Die Beratung der ersten Lesung hat bereits in 
einer so ausführlichen Form stattgefunden, daß in 
dieser Aussprache nicht nur die allgemeinen Grund- 
lagen des Gesetzentwurfs, sondern auch bereits die 
wesentlichen Einzelprobleme gewürdigt wurden. 
Deshalb kann der vorliegende Bericht unter Hinweis 
auf das stenographische Protokoll der Sitzung vom 
20. Januar 1960 auf eine ebenso breite Darstellung 
der Probleme verzichten und darf bemüht sein, eine 
kurze zusammenfassende Darstellung zu geben. 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Wehrpflichtgesetzes (in diesem Bericht ferner als 
Wehrpflichtnovelle bezeichnet) stellt das Ergebnis 
einer mehr als dreijährigen Praktizierung des 
Wehrpflichtgesetzes vom 21. Juli 1956 (BGBl. I 
S. 651) dar und kann daher auch nur in engem Zu- 


j sammenhang mit diesem verstanden werden. Die 
i von der Bundesregierung vorgeschlagenen Neufas- 
! sungen und Neueinführungen sind mehr oder weni- 
' ger ein Ergebnis praktischer Erfahrungen und 
schließen sich damit an bereits bestehende Geset- 
I zesnormen an. Zum Teil handelt es sich dabei um 
, Anliegen der Gesetzes- bzw. Rechtsvereinfachung, 

, zum Teil um die Beseitigung von Unklarheiten, teil- 
; weise geht es darum, festgestellte Lücken im Gesetz 
zu schließen. 

Diese Feststellungen machen es verständlich, daß 
I die vorgeschlagenen Neuerungen nicht in allen Fäl- 
: len politischen Charakter tragen und daß daher der 
I Gesetzentwurf in seinen Einzelbestimmungen nur in 
I einer Minderzahl der Fälle zwischen den politischen 
I Gruppen strittig war. 

Natürlich bedeuten die o. a. Erläuterungen nicht, 

I daß die Beratungen im Verteidigungsausschuß sich 
; eng an die Vorlage der Regierung gehalten hätten. 

I Die Ausschußmitglieder machten darüber hinaus 
von der Möglichkeit Gebrauch, den Versuch zu 
machen, neue politische Gedanken in den Gesetz- 
entwurf hineinzubringen oder Fragen, die bei der 
Beratung des Wehrpflichtgesetzes im Jahre 1956 
eine Rolle gespielt hatten, neu aufzugreifen. Auch 
dieser Teil der Ausschußberatungen hat in der nun- 
mehr vorliegenden Fassung des Gesetzenwurfs 
seinen Niederschlag gefunden. 

Hauptziel der Wehrpflichtnovelle ist es, die Hand- 
habung der Wehrpflicht an die politische und tech- 
nische Entwicklung anzupassen. Im Hinblick darauf 
ist es besonders wichtig, daß die Novelle an ver- 
schiedenen Stellen auf das Problem des zivilen Be- 
völkerungsschutzes Bezug nimmt, wobei sie als 
Grundlage das Prinzip des Ausgleichs des Kräfte- 
I bedarfs der Bundeswehr und des zivilen BevÖlke- 
I rungsschutzes sowie die Gleichberechtigung und 


Druck: Bonrier Univcrsitäts-Biichdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 



Drucksache 1893 Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Gleichrangigkeit beider anerkennt. Der Ausschuß 
hat in seinen Beratungen einstimmig und sehr klar 
wiederholt zu erkennen gegeben, daß er sich diese 
Auifassung nicht nur zu eigen macht, sondern ent« 
scheidenden Wert auf die Beachtung dieser Prin- 
zipien und ihre zeitgerechte praktische Durchfüh- 
rung legt. Militärische Verteidigungsbereitschaft 
und ziviler Bevölkerungsschutz erscheinen daher als 
zwei ebenbürtige und gleichwertige Faktoren inner- 
halb der Gesamtaufgabe, Frieden und Freiheit zu 
sichern. Die vorliegende Wehrpflichtnovelle kann 
im Rahmen ihrer Thematik diese prinzipiellen Fest- 
stellungen natürlich nur insoweit treffen und be- 
rücksichtigen, als sie die Gleichrangigkeit des per- 
sonellen Kräftebedarfs anerkennt. Damit ist zu- 
gleich der politische Charakter der Wehrpflicht- 
novelle so zu definieren, daß sie einen von der 
klassischen Vorstellung des Wehrpflichtgedankens 
abweichenden und auf den Gedanken einer allge- 
meinen Verteidigungspflicht hinstrebenden Schritt 
darstellt. Man kann also mit Recht behaupten, daß 
mit der Wehrpflichtnovelle ein Zwischenstadium 
auf dem Wege zur Bundesverteidigungspflicht er- 
reicht wird. Hierzu muß abschließend noch darauf 
hingewiesen werden, daß beide beteiligten Aus- 
schüsse bei ihren Beratungen immer wieder erkannt 
haben, daß der Gesetzgeber möglichst bald das not- 
wendige Äquivalent auch auf dem Gebiete der Ge- 
setzgebung für den zivilen Bevölkerungsschutz 
schaffen muß. 

Es entspricht dem Grundprinzip der Wehrpflicht- 
novelle, weiterhin, wenn in ihr das Streben erkenn- 
bar wird, die Wehrpflicht elastischer als bisher zu 
handhaben. Es geht dabei darum, durch ein diffe- 
renziertes System den Wehrdienst so beweglich 
wie möglich zu gestalten, um einen Ausgleich 
zwischen den berechtigten Interessen des Staats- 
bürgers und dem anzustrebenden größtmöglichsten 
Nutzeffekt für die Verteidigung zu finden. Diesem 
Anliegen sucht der Gesetzgeber durch die verschie- 
dene Dauer des Grundwehrdienstes und der Wehr- 
übungen Rechnung zu tragen, Grundwehrdienst und 
Wehrübungen sollen fortan in ihrer Dauer und Ge- 
staltung, soweit das durchführbar ist, auf die spezi- 
ellen Aufgaben des Wehrpflichtigen ausgerichtet 
sein. Es ist verständlich, daß z. B. Aufgaben in den 
Kampfverbänden oder in der Territorialen Vertei- 
digung hier verschiedene Maßstäbe erfordern. Je- 
doch muß der Gesetzgeber um des Gleichheitsgrund- 
satzes willen darauf achten, daß durch ein so diffe- 
renziertes System des Wehrdienstes die Gesamt- 
dauer des Wehrdienstes für alle Wehrpflichtigen 
gleichbleibt. 

Wie bereits angedeutet, soll das Prinzip größerer 
Elastizität nicht nur den höheren militärischen Nutz- 
effekt bewirken, sondern auch den besonderen per- 
sönlichen Verhältnissen der Wehrpflichtigen und 
ihrer Familien Rechnung tragen. So erschien es z. B. 
zv/eckmäßig, die Frage, wie Bauernsöhne, von deren 
Arbeitskraft die Bewirtschaftung eines Hofes ab- 
hängt, ihren Grundwehrdienst ableisten, unter 
Würdigung dieses besonderen Gesichtspunktes zu 
regeln. Auch die sogenannten weißen Jahrgänge 
verlangen angesichts ihrer besonderen Lage im Be- 
ruf und im Hinblick auf ihr Alter eine besondere 


Behandlung. Andererseits verlangen es militärische 
Erfordernisse, in besonderen Situationen dringend 
benötigte Spezialkräfte besonders heranzuziehen. 
Auch hier darf auf das Problem des notwendigen 
Kräfteausgleichs zwischen militärischer Verteidi- 
gung und Sicherstellung der Versorgung der Be- 
völkerung bzw. zwischen militärischen Bedürfnis- 
sen und berechtigten Interessen der Wirtschaft hin- 
gewiesen werden. Der Ausschuß hat sich bemüht, 
diesen Ausgleich in der Novelle herbeizuführen. 

Als politisches Kernproblem der Wehrpflicht- 
novelle ist gelegentlich die Forderung der Bundes- 
regierung bezeichnet worden, im Wehrpflichtgesetz 
I die Bestimmung zu streichen, die besagte, daß der 
Wehrpflichtige zur Ableistung des Grundwehrdien- 
stes in dem Kalenderjahr herangezogen werden 
solle, in dem er das zwanzigste Lebensjahr vollende. 
Der Berichterstatter kann sich der Auffassung, daß 
, dieses Anliegen das Kernproblem der Novelle dar- 
stelle, nicht anschließen. Ohne die Bedeutung die- 
' ser Frage irgendwie herabmindern zu wollen, ist er 
; der Auffassung, daß den vorher angesprochenen 
I Grundprinzipien der Wehrpflichtnovelle eine 
i größere Wichtigkeit zukommt. Der Verteidigungs- 
I ausschuß hat sich der ursprünglichen Forderung der 
I Bundesregierung nicht anschließen können und ein- 
stimmig im Einverständnis mit der Bundesregierung 
beschlossen, es bei der bisherigen Regelung zu be- 
lassen. Die Bundesregierung hatte gewünscht, be- 
reits die Achtzehnjährigen zum Wehrdienst heran- 
ziehen zu können. Sie begründete diesen Wunsch 
vor allen Dingen damit, daß es ihr dann erst mög- 
i lieh sein werde, die Hauptmasse der Abiturienten 
' vor Beginn des Studiums einzuziehen. Gleichzeitig 
wolle sie sich verpflichten, jemand, der ein Studium 
soeben erst begonnen habe, vor der Beendigung 
des Studiums nicht mehr in Anspruch zu nehmen. 
Der Ausschuß stellt demgegenüber fest, daß über 
82 V. H, aller Abiturienten ihre Reifeprüfung in dem 
Kalenderjahr, in dem sie das zwanzigste Lebens- 
jahr vollenden, oder noch später ablegen und daß 
: voraussichtlich sich dieser Prozentsatz in den kom- 
menden Jahren noch etwas erhöhen wird. Der Aus- 
schuß war daher der Meinung, daß ein sachliches 
I Bedürfnis für eine Neuregelung nicht bestehe und 
daß dem berechtigten Anliegen der Bundesregierung 
schon weitgehend entsprochen sei, wenn künftig 
die Wehrpflichtigen, wie die Soll-Bestimmung des 
! Wehrpflichtgesetzes besagt, in dem Kalenderjahr 
i eingezogen werden, in dem sie das zwanzigste 
1 Lebensjahr vollenden und nicht, wie bisher, 
in dem Kalenderjahr, in dem sie das ein- 
j undzwanzigste Lebensjahr vollenden. Außerdem 
i erklärte der Ausschuß, daß er den bisherigen 
Standpunkt der Bundesregierung für richtig halte, 
erst ein zweisemestriges Studium als ein fort- 
geschrittenes Studium der Berufsausbildung an- 
zuerkennen. Gegen den Gedanken, bereits die 
; Erstimmatrikulation als solches zu werten, bestan- 
den ernste Bedenken verfassungsrechtlicher und 
politischer Natur. Der Ausschuß war sich also völlig 
darüber klar, daß man beim Festhalten an der bis- 
herigen Regelung dem Bundesminister für Verteidi- 
gung das Recht zugestehen müsse, Studenten auch 
noch nach dem Studienbeginn einzuziehen. 
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Endlich sei darauf hingewiesen, daß die Wehr- 
pflichtnovelle im Zuge der Rechtsvereinfachung das 
Dienstzeitdauergesetz vom 24. Dezember 1956 
(BGBl. I S. 1017) aufhebt und seinen Inhalt an ge- 
eigneter Stelle in das Wehrpflichgesetz aufnimmt. 
Außerdem nimmt das Wehrpflichtgesetz eine Ände- 
rung des Soldatengesetzes vor. 

Einem Wunsche des Senats des Landes Berlin ent- 
sprechend hat der Ausschuß jene Bestimmungen des 
Gesetzentwurfs, die das Paßgesetz, das Reichs- und 
Staatsangehörigkeitsgesetz und das Gesetz über die 
Meldepflicht der deutschen Staatsangehörigen im 
Ausland betreffen, aus dem Gesetzentwurf der 
Bundesregierung ausgeklammert, in einem neuen 
Gesetz — Drucksache 1894 — zusammengefaßt und 
mit einer Berlin-Klausel versehen. 


II. Die einzelnen Bestimmungen 
Artikel 1 (Änderung des Wehrpflichtgesetzes) 

Zu Nr. vor 1 

Der Ausschuß fügt hier in § 2 Abs. 2 einen Satz 
ein, der den Anspruch von Staatenlosen, die auf 
Grund dieser Paragraphen zum Wehrdienst heran- 
gezogen werden, auf Erwerb der deutschen Staats- 
angehörigkeit begründen soll. 

Zu Nr. 1 

§ 3 erhält eine durch Einfügung des § 47 c not- 
wendig gewordene Neufassung. 

Zu Nr. 2 

§ 4 Abs. 1 stellt nunmehr klar, daß die Wehr- 
pflicht im Verteidigungsfall mit der Einschränkung 
von § 3 Abs. 4 unbefristet ist. 

Absatz 2 umschreibt den Begriff der Reserve ge- 
nauer als in der bisherigen Fassung. Insbesondere 
wird klargestellt, daß Wehrpflichtige, die in der 
früheren Wehrmacht gedient haben, erst dann zur 
Reserve gehören, wenn sie eine Entscheidung über 
ihre Heranziehung zum Wehrdienst erhalten haben. 

Absatz 3 klärt die Rechtsstellung der Soldaten, 
die — ohne wehrpflichtig zu sein — Wehrdienst 
gemäß Absatz 1 leisten (z. B. im Fall des § 41). 

Absatz 4 anerkennt ein Bedürfnis der Bundes- 
wehr, Angehörige der Reserve auch außerhalb der 
Wehrübungen zu dienstlichen Veranstaltungen der 
Truppe heranzuziehen. Die Teilnahme an diesen 
Veranstaltungen ist freiwillig, jedoch muß der An- 
gehörige der Reserve, der einer Einladung Folge 
leistet, während der Dauer dieser Veranstaltung die 
Rechtsstellung eines Soldaten haben. 

Zu Nr. 3 

§ 5 nimmt wesentliche Bestimmungen des bis- 
herigen Dienstzeitdauergesetzes inhaltlich auf. Ab- 
satz 1 übernimmt die Bestimmung, daß der Grund- 
wehrdienst zwölf Monate dauert. Für die Frage des 
Einziehungsalters vergleiche den Allgemeinen Teil 
des Berichts. 
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Absatz 2 bestimmt, daß der verlängerte Grund- 
wehrdienst auf Grund freiwilliger Verpflichtung 
I achtzehn Monate dauert und dem betreffenden Sol- 
daten die Rechtsstellung eines Soldaten auf Zeit gibt, 
wobei klargestellt wird, daß auch in diesem Fall 
ein Anspruch auf Dienstbezüge erst nach Ablauf 
I von zwölf Monaten Grundwehrdienst besteht. 

I Absatz 3 regelt die Frage des verkürzten Grund- 
wehrdienstes für Wehrpflichtige im Alter zwischen 
I fünfundzwanzig und fünfunddreißig Jahren und be- 
I stimmt, daß mit der Vollendung des fünfunddreißig- 
sten Lebensjahres die Verpflichtung erlischt, im 
Frieden Grundwehrdienst zu leisten. 

Absatz 4 führt den verkürzten Grundwehrdienst 
auch für Wehrpflichtige unter fünfundzwanzig Jah- 
ren ein, und zwar in solchen Härtefällen, die bisher 
nur durch Zurückstellung von Jahr zu Jahr ge- 
regelt werden konnten. Darüber hinaus erhält der 
Bundesminister für Verteidigung das Recht, diesen 
Kreis auf Grund der Einberufungsanordnungen zu 
erweitern. In beiden Fällen bleibt gewährleistet, daß 
die Gesamtdauer von Grundwehrdienst und Wehr- 
übungen dem Gleichheitsprinzip entspricht. 

Absatz 5 ermöglicht die freiwillige vorzeitige Ab- 
leistung des Grundwehrdienstes, jedoch nicht vor 
Vollendung des achtzehnten Lebensjahres. 

Absatz 6 faßt die Verpflichtung zum Nachdienen 
neu. 

Zu Nr. 4 

§ 6 stellt eine Neufassung der Bestimmungen über 
die Wehrübungen dar unter Berücksichtigung der 
diesbezüglichen Vorschriften des bisherigen Dienst- 
zeitdauergesetzes. 

Absatz 7 war iin Ausschuß umstritten, da der Min- 
I derheit der Inhalt und die rechtliche Definition des 
dort angesprochonen Begriffs „Bereitschaftsdienst" 

I nicht eindeutig erschien und vermutet wurde, es 
j handele sich hierbei bereits um eine Vorwegnahme 
i einer Bestimmung der Notstandsgesetzgebung. Ein 
I Antrag, bereits geleisteten Kriegsdienst auf die Ge- 
samtdauer der Wehrübungen anzu rechnen, wurde 
von der Mehrheit abgelehnt. Dieser Antrag war in- 
haltlich weitgehend identisch mit dem Antrag der 
Fraktion der SPD — Drucksache 1280 — -, die Bun- 
desregierung zu ersuchen, von der Erfassung, Muste- 
rung und Einziehung der Jahrgänge, die im zweiten 
Weltkrieg als Soldaten gedient haben, Abstand zu 
^ nehmen. 

! Zu Nr. 5 

I Der eingefügte § 8a zählt die Tauglichkeitsgrade 
j auf und beauftragt den Bundesminister für Verteidi- 
I gung, die Richtlinien für die Festsetzung der ein- 
I zelnen Tauglichkeitsgrade zu erlassen. 

i 

i Zu Nr. 6 

§ 11 (Befreiung vom Wehrdienst) ersetzt in Ab- 
satz 1 den Begriff „Schwerkriegsbeschädigter" durch 
den Begriff „Schwerbeschädigter". Bei der Neufassung 
I des Absatzes 2 folgte die Mehrheit des Ausschusses 
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einer einstimmigen Empfehlung des mitberatenden 
Ausschusses für Inneres. Danach sind auf Antrag 
zusätzlich zu dem bisher erfaßten Personenkreis 
Halb- und Vollwaisen, deren Vater oder Mutter 
oder beide an den Folgen einer Schädigung im Sinne 
des § 1 des Bundesversorgungsgesetzes oder des 
§ 1 des Bundesentschädigungsgesetzes verstorben 
sind, vom Wehrdienst zu befreien, wenn der Wehr- 
pflichtige der einzige Sohn des verstorbenen Eltern- 
teils ist. Die Mehrheit begründete ihre Stellung- 
nahme mit der Forderung nach Erhaltung der Familie 
und des letzten Blutsträgers, mit der psycholo- 
gischen Situation der Kriegerwitwe, die nur einen 
Sohn hat, sowie unter Hinweis auf die bisherige 
Praxis des Bundesverteidigungsministeriums. Die 
Minderheit machte demgegenüber geltend, daß nach 
ihrer Auffassung diese Bestimmung eine rechtliche 
Benachteiligung der kinderreichen Kriegerwitwe be- 
inhalte. 

f 

Zu Nr. 7 

§ 12 Abs. 7 enfällt, da er inhaltlich in dem neuen 
§ 47 b erscheint. 

Zu Nr. 8 

§ 13 Abs. 1 regelt die Unabkömmlichstellung von 
Wehrpflichtigen im öffentlichen Interesse. Die Aus- 
schußvorlage will die Bundesregierung verpflichten, 
mit Zustimmung des Bundesrates allgemeine Ver- 
waltungsvorschriften über die Grundsätze zu erlas- 
sen, die diesem Ausgleich des personellen Kräfte- 
bedarfs zu Grunde zu legen sind. 

Absätze 2 bis 4 regeln die Verfahrensgrundlage 
bei der Unabkömmlichstellung. Übereinstimmung 
bestand im Ausschuß darüber, daß Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber nicht Verfahrensbeteiligte sein sol- 
len, weil beide keinen Anspruch auf Unabkömmlich- 
stellung haben, sondern es sich hier ausschließlich 
um den Ausgleich innerhalb des öffentlichen Inter- 
esses handelt. 

Umstritten war lediglich die Frage, ob der Verwal- 
tungsbehörde gegenüber der Wehrersatzbehörde 
ein Antrags- oder nur ein Vorschlagsrecht einge- 
räumt werden solle. Eine Minderheit vertrat die 
Auffassung, durch die Ersetzung des bisherigen An- 
tragsrechts durch ein Vorschlagsrecht sei der Ver- 
waltungsrechtsweg abgeschnitten, an dessen Stelle 
ein formloses, nicht nachprüfbares Verfahren trete. 
Die Mehrheit dagegen schloß sich der Meinung der 
Bundesregierung an, es handele sich lediglich um 
die Herbeiführung eines Ausgleichs innerhalb des 
öffentlichen Interesses, im Hinblick auf die Art des 
Verfahrens also um ein Verfahren zwischen Be- 
hörden, in dem kein justitiabler Anspruch behandelt 
werde. 

Zu Nr. 9 

Der eingefügte § 13 a stellt die Verklammerung 
der militärischen Verteidigung mit dem zivilen Be- 
völkerungsschutz dar. Er grenzt den Kräftebedarf 
der Bundeswehr gegen denjenigen des zivilen Be- 
völkerungsschutzes ab. Der Ausschuß legt Wert 
auf die Feststellung, daß ihm die beiderseitigen 


; Belange gleichwertig erscheinen und daß ihm eine 
baldige gesetzliche Regelung der Fragen des zivilen 
Bevölkerungsschutzes notwendig erscheint. Bei der 
Beratung des § 13 a ergaben sich Meinungsverschie- 
denheiten in der Sache nur bei der Frage, ob Jahr- 
: gänge insgesamt nur für den zivilen Bevölkerungs- 
schutz vorzusehen und damit für den Wehrdienst 
völlig gesperrt seien (Auffassung der Minderheit), 
oder ob der Bundeswehr das Recht verbleiben solle, 
auch aus solchen Jahrgängen benötigte Spezialisten 
: heranzuziehen (Auffassung der Mehrheit). 

Zu Nr. 10 

Ein Antrag, in § 15 Abs. 2 festzulegen, daß 
I Schwerbeschädigte von der persönlichen Meldung 
bei der Erfassung zu befreien sind, wurde zurück- 
I gezogen, nachdem die Bundesregierung zusicherte, 

I der Inhalt dieses Antrags werde in die allgemeinen 
; Verwaltungsvorschriften für die Erfassung aufge- 
nommen. 

§ 15 Abs. 3 Satz 3 ermöglicht die Erfassung von 
Seeleuten mit Hilfe der Seemannsämter. 

I Absatz 5 regelt die Erstattung der Auslagen, die 
dem Wehrpflichtigen notwendig bei der Erfassung 
entstehen, und füllt damit eine Gesetzeslücke aus. 
Da die Erfassung in die Zuständigkeit der Länder ge- 
hört, erschien es der Mehrheit angemessen, ihnen 
die Erstattungspflicht aufzubürden, 
i 

Zu § 11 

i § 16 Abs. 2 trägt den in den §§ 5 und 6 vor- 
j genommenen Änderungen Rechnung. 

Einem Vorschlag des Bundesrates, im Anschluß an 
I diese Stelle der Wehrpflichtnovelle eine Änderung 
I des § 17 vorzunehmen mit dem Ziel, die Kreiswehr- 
I ersatzämter mit der Zuständigkeit für die Bereit- 
' Stellung der für die Musterung erforderlichen Räume 
j zu belasten, glaubte der Ausschuß einstimmig nicht 
I folgen zu können. 

I 

Zu Nr. 12 

In § 18 Abs. 1 wird eine redaktionelle Änderung 
vorgenommen. 

' In Absatz 3 wird die Frist für die Wahl der ehren- 
I amtlichen Beisitzer der Musterungsausschüsse von 
: zwei auf drei Monate verlängert. Einen Vorschlag 
I des Bundesrates, die Landesregierungen zu ermäch- 
j tigen, durch Rechtsverordnung die Beschlußorgane 
j der kreisfreien Städte und Landkreise zu bestim- 
men, welche diese Beisitzer zu wählen haben, lehnte 
der Ausschuß entgegen der Stellungnahme der Bun- 
desregierung zum Vorschlag des Bundesrates gemäß 
einer Empfehlung des Ausschusses für Inneres im 
Interesse der Wahrung der Belange der kommu- 
I nalen Selbstverwaltung ab. 
i 

; Zu Nr. 13 

I 

j § 21 führt für die Einberufung das Losverfahren 
I ein und regelt die Einzelheiten dieses Verfahrens. 

, Angesichts der Tatsache, daß nur ein Teil der ver- 
I fügbaren Wehrpflichtigen gegenwärtig einberufen 
I wird, erscheint dieses Verfahren gerechtfertigt. 


4 



Deutscher Bundestag — ■ 3. Wahlperiode 


Drucksache 1893 


Absatz 7 der Regierungsvorlage wurde gestrichen, 
weil der Ausschuß eine zu starke Durchbrechung des 
Prinzips der Auswahl durch das Los befürchtete. 

Zu Nr. 14 

§ 21 a (Bereitstellungsbescheid) wird eingefügt. 

Bei der Beratung von Absatz 5 ergaben sich die 
gleichen Meinungsverschiedenheiten wie bei § 6 
Abs. 7. Im übrigen wurde die Regierungsvorlage 
einstimmig angenommen. 

Zu Nr. 15 

§ 22 Nr. 1 bezieht in die Verfahrensvorschriften 
die Erteilung des Bereitstellungsbescheides mit ein. 

Zu Nr. 16 

§ 23 regelt die Heranziehung von gedienten 
Wehrpflichtigen und erweitert die bisherigen Be- 
stimmungen, indem ihnen u. a. die Verpflichtung 
auferlegt wird, sich nach Aufforderung durch die 
Kreiswehrersatzämter vorzustellen. 

Zu Nr. 17 

§ 24 (Wehrüberwachung) erfährt durch die Ein- 
fügung der Absätze 1 a und 3 a insofern eine Erwei- 
terung, als der Zeitpunkt des Beginns der Wehr- 
überwachung klargestellt wird und die Belange der 
Polizei sowie des zivilen Bevölkerungsschutzes ge- 
wahrt bleiben. Außerdem wird die Erstattung der 
den Wehrpflichtigen durch die persönliche Meldung 
entstehenden notwendigen Auslagen geregelt. 

Zu Nr. 18 

§ 26 Abs. 3 wird redaktionell, Absatz 6 hinsicht- 
lich der Bezugnahme geändert. 

Zu Nr. 19 

Der Ausschuß beschloß, die Überschrift des § 27 
zu ändern und die Absätze 1 bis 3 zu streichen, 
weil inzwischen das Gesetz über den zivilen Ersatz- 
dienst vom 13. Januar 1960 (BGBl. I S. 10) in Kraft 
getreten ist. 

Zu Nr. 20 

§ 29 regelt technische Ergänzungen und wird 
redaktionell geändert. 

Zu Nr. 21 

§ 33, der die besonderen Vorschriften für das 
Vorverfahren regelt, fand hinsichtlich der Absätze 1 
bis 3 keinen Widerspruch. 

In Absatz 4 war die Frage der aufschiebenden 
Wirkung des Widerspruchs gegen den Einberu- 
fungsbescheid und den Bereitstellungsbescheid im 
Falle der Vorlage eines Bescheides über die Unab- 
kömmlichstellung oder über die Beanspruchung 
durch den zivilen Bevölkerungsschutz im Ausschuß 
ebenso wie zwischen Bundesregierung und Bundes- 
rat umstritten. Nach längerer Erörterung folgte der 
Ausschuß einer Empfehlung des Berichterstatters 
(vergleiche die Formulierung in Absatz 4). 


In dem eingefügten Absatz 4 a werden die 
Rechtsmittelfristen festgelegt (Übernahme von § 47 
Abs. 3, da § 47 entfällt). 

In Absatz 5 wurde die Frist wie in § 18 Abs. 3 
verlängert. Der Vorschlag des Bundesrates wurde 
mit der gleichen Begründung wie bei § 18 Abs. 3 
abgelehnt. 

Absatz 6 und Absatz 7 werden unverändert nach 
der Regierungsvorlage angenommen. 

Absatz 8 wird auf Vorschlag des Bundesrates 
eingefügt. 

Zu Nr. 22 

Die Neufassung des § 35 (besondere Vorschriften 
für die Anfechtungsklage) wird mit einer redaktio- 
nellen Klarstellung unverändert angenommen. 

Zu Nr. 23 

§ 36 wird ohne wesentliche inhaltliche Verän- 
derung neugefaßt und vom Ausschuß mit einer 
redaktionellen Veränderung angenommen. 

Zu Nr. 24 

Der eingefügte § 36 a regelt die Wehrüber- 
wachung von Angehörigen der Reserve, die vor 
ihrem Eintritt in die Bundeswehr nicht erfaßt und 
gemustert woiden sind. Diese Frage konnte bisher 
im Wehrpflichtgesetz nicht angesprochen werden 
(vergleiche dazu die Neuregelung in § 4), ihre Klä- 
rung ist aber notwendig. 

Zu Nr. 25 

§ 40 regelt die neue Überschrift „Dienstgrade bei 
militär-fachlicher Verwendung'". Die Neufassung 
bewirkt vor allem, daß in solchen Fällen der 
Dienstgrad nicht nur, wie bisher vorgesehen, für 
die Dauer der Verwendung, sondern auch endgültig 
verliehen werden kann. 

Zu Nr. 26 

§ 41 Abs. 1 bringt eine Verbesserung für Zu- 
wanderer aus der sowjetischen Besatzungszone, 
die sich zunächst in einem Lager aufhalten. Wäh- 
rend bisher die Wehrpflicht ohne Rücksicht auf die 
Dauer des Lageraufenthaltes ein Jahr nach dem Zu- 
zug begann, wird der Zuwanderer jetzt erst ein 
Jahr nach Verlassen des Lagers wehrpflichtig. 

In Anlehnung an § 2 Abs. 2 Satz 2 fügte der Aus- 
schuß § 41 einen Absatz 2 ein, der vorsieht, daß 
für einen Zuwanderer aus der sowjetischen Besat- 
zungszone mit der Einberufung die Erlaubnis zum 
ständigen Aufenthalt in der Bundesrepublik im 
Sinne des Notaufnahmegesetzes als erteilt gilt. 

Zu Nr. 27 

§ 42, der die Wehrpflicht für Angehörige der 
Polizei besonders regelt, wird redaktionell verein- 
facht. Gleichzeitig wird klargestellt, daß diese Vor- 
schrift auch für Angehörige des Einzelvollzugs- 
dienstes der Polizei gilt. 
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Zu Nr. 28 

§ 43 bringt klarstellende Vorschriften für Wehr- 
pflichtige, die ihren Aufenthalt außerhalb des 
Geltungsbereichs des Gesetzes haben. 

Zu Nr. 29 

§ 45 Abs. 1 bezieht jetzt auch die Weigerung, 
sich untersuchen zu lassen, in den Kreis der Ord- 
nungswidrigkeiten ein. Weiterhin wird bestimmt, 
daß ordnungswidrig handelt, wer einem Bereit- 
stellungsbescheid nicht Folge leistet. 

In Absatz 3 erfolgte eine Anpassung der bishe- 
rigen Fassung an die neuere Gesetzgebungs- und 
Verwaltungspraxis, indem gesetzlich klargestellt 
wird, daß die Bereichs wehrersatzämter Verwal- 
tungsbehörden im Sinne von § 73 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten sind, und daß sie insoweit 
auch die Befugnisse der obersten Verwaltungs- 
behörde im Sinne von § 66 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten wahrnehmen. 

Zu Nr. 30 

§ 47 Abs. 1 und 2 kann entfallen, da diese 
Materie bereits durch die Verwaltungsgerichtsord- 
nung geregelt ist. Absatz 3 wird inhaltich als § 33 
Abs. 4 a übernommen {vgl. dort). 

Zu Nr. 31 

§ 47 a führt für die „weißen" und älteren Jahr- 
gänge die Bestandsmusterung ein, die eine ver- 
einfachte Musterung darstellt. Sie soll — wie die 
Bundesregierung erklärte — jahrgangsweise vor- 
genommen werden. 

Da die Bestandsmusterung nur die Verwen- 
dungsfähigkeit für den Verteidigungsfall prüfen 
soll, erscheint bei ihr die Mitwirkung der Muste- 
rungsausschüsse, die bei Musterungen in erster 
Linie über Zurückstellungsanträge entscheiden, 
entbehrlich. 

§ 47 b vereinfacht das Verfahren der Musterung 
und Einberufung für den Verteidigungsfall. 

§ 47 c war in den Ausschußberatungen umstrit- 
ten. Eine Minderheit war der Meinung, daß es sich 
hier um eine Vorwegnahme der Notstands-Gesetz- 
gebung handele. Auch wurden Bedenken laut, daß 
diese Vorschrift den Gleichheitsgrundsatz verletze, 
weil sie nur einen gewissen Personenkreis von 
Spezialisten erfasse. Die Mehrheit ging davon aus, 
daß man der Bundeswehr das Recht geben müsse, 
auch Zivilpersonen, die als Spezialisten zur Her- 
stellung der Einsatzfähigkeit oder zur Sicherung 
der Operationsfähigkeit der Streitkräfte benötigt 
werden, gezielt zu erfassen und zu mustern. Eine 
jahrgangsweise Erfassung oder Musterung nur zu 
dem Zwecke, einzelne namentlich schon bekannte 
Spezialisten für die Bundeswehr verfügbar zu 


machen, erschien als untunlich. Der Ausschuß setzte 
dabei voraus, daß die Gleichrangigkeit des Kräfte- 
bedarfs des zivilen Bevölkerungsschutzes mit der 
Bundeswehr gewahrt bleiben müsse. § 47 c wurde 
aus den o. a. Erwägungen nur mit Mehrheit ange- 
nommen. 

Zu Nr. 32 

In § 48 wird die Zuständigkeit für Rechtsverord- 
nungen der Neufassung des Wehrpfiichtgesetzes 
angepaßt. Die Landesregierungen werden ermäch- 
tigt, die ihnen im Rahmen des Gesetzes übertra- 
genen Ermächtigungen auf die obersten Landes- 
behörden weiterzuübertragen. 

Zu Nr. 33 

§ 50 konnte als gegenstandslose Bestimmung 
gestrichen werden. 

Artikel 2 

Da das Dienstzeitdauergesetz durch die Über- 
nahme seiner Vorschriften in das Wehrp flicht gesetz 
gegenstandslos geworden ist, kann es aufgehoben 
werden. 

Artikel 3 

In § 56 Abs. 1 des Soldatengesetzes wird klarge- 
stellt, für welche Zeit ein Soldat auf Zeit, der aus 
bestimmten Gründen aus diesem Dienstverhältnis 
ausscheidet, als Wehrpflichtiger in der Bundeswehr 
zu verbleiben hat. 

Artikel 4 bis Artikel 7 

entfallen, weil Artikel 6 gegenstandslos geworden 
ist und die übrigen Artikel in das Gesetz zur Än- 
derung des Paßgesetzes, des Reichs- und Staats- 
angehörigkeitsgesetzes und zur Aufhebung des 
Gesetzes über die Meldepflicht der deutschen 
Staatsangehörigen im Ausland — Drucksache 1894 — 
aufgenommen wurden. 

Artikel 7 a 

wurde auf Empfehlung des Bundesrates im Hin- 
blick auf Artikel 19 Abs. 1 des Grundgesetzes 
eingefügt. 

Artikel 8 

enthält die Ermächtigung an den Bundesminister 
für Verteidigung, den Wortlaut des Wehrpllicht- 
gesetzes in der durch die Novelle geänderten Form 
bekanntzugeben. 

Artikel 9 

regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 


Bonn, den 25. Mai 1960 

Dr. Kliesing (Honnef) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 1423 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen, 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 25. Mai 1960 

Der Ausschuß für Verteidigung 
Dr. Jaeger Dr. Kliesing (Honnef) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

— Drucksache 1423 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verteidigung 

(5. Ausschuß) 


Entwurf Beschlüsse des 5. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

Das Wehrpflichtgesetz vom 21. Juli 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 651) wird wie folgt geändert und er- 
gänzt: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

Das Wehrpflichtgesetz vom 21. Juli 1956 {Bundes- 
gesetzbl. I S. 651) in der Fassung des § 192 der Ver- 
waltungsgerichtsordnung vom 21. Januar 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 17) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

Vor 1. § 2 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

♦ 

„Hat ein staatenloser Wehrpflichtiger seinen 
Grundwehrdienst abgeleistet, so hat er einen 
Anspruch auf Einbürgerung, wenn er seinen 
dauernden Aufenthalt im Inland hat." 

1. unverändert 


1. § 3 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„§ 3 

Inhalt und Dauer der Wehrpflicht 

(1) Die Wehrpflicht wird durch den Wehr- 
dienst oder im Falle des § 25 durch den zivilen 
Ersatzdienst erfüllt. Sie umfaßt die Pflicht, sich 
zu melden, vorzustellen und nach Maßgabe 
dieses Gesetzes auf die geistige und körperliche 
Tauglichkeit untersuchen zu lassen. 

(2) Die Wehrpflicht endet mit Ablauf des 
Jahres, in dem der Wehrpflichtige das fünfund- 
vierzigste Lebensjahr vollendet. § 47c bleibt un- 
berührt. 

(3) Bei Offizieren und Unteroffizieren endet 
die Wehrpflicht mit Ablauf des Jahres, in dem 
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sie das sechzigste Lebensjahr vollenden. § 51 
des Soldatengesetzes bleibt unberührt. 

(4) Im Verteidigungsfalle endet die Wehr- 
pflicht mit Ablauf des Jahres in dem der Wehr- 
pflichtige das sechzigste Lebensjahr vollendet." 

2. In § 4 wird Absatz 2 wie folgt gefaßt und folgen- 
der Absatz 3 eingefügt: 


„(2) Ungediente Wehrpflichtige gehören zur 
Ersatzreserve. Wehrpflichtige, die in der Bundes- 
wehr gedient haben, gehören zur Reserve. Die 
übrigen gedienten Wehrpflichtigen gehören zur 
Reserve, sobald über ihre Heranziehung zum 
Wehrdienst auf Grund der Wehrpflicht ent- 
schieden ist. 

(3) Wer auf Grund freiwilliger Verpflichtung 
einen Wehrdienst nach Absatz 1 leistet, hat die 
Rechtsstellung eines Soldaten, der auf Grund 
der Wehrpflicht Wehrdienst leistet." 


3. § 5 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 5 

Grundwehrdienst 

(1) Der Grundwehrdienst dauert zwölf Mo- 
nate. 

(2) Verlängerten Grundwehrdienst, der acht- 
zehn Monate dauert, können Wehrpflichtige auf 
Grund freiwilliger Verpflichtung als Soldaten 
auf Zeit leisten. Ihren Anträgen auf Verwen- 
dung bei einer bestimmten Teilstreitkraft oder 
Waffengattung oder in einem bestimmten 
Dienstzweig soll entsprochen werden. 

(3) Verkürzten Grundwehrdienst, der min- 
destens einen Monat und höchstens sechs Monate 
dauert, leisten Wehrpflichtige, die das fünfund- 
zwanzigste, aber noch nicht das fünfund- 
dreißigste Lebensjahr vollendet haben. Nach 
Vollendung des fünfunddreißigsten Lebensjah- 
res erlischt die Verpflichtung, im Frieden Grund- 
wehrdienst zu leisten. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


2. In § 4 werden die Absätze 1 und 2 wie folgt 
^ gefaßt und folgende Absätze 3 und 4 eingefügt: 

rr(l) Der auf Grund der Wehrpflicht zu lei- 
stende Wehrdienst umfaßt 

1. den Grundwehrdienst (§ 5), 

2. Wehrübungen (§ 6), 

3. im Verteidigungsfalle den unbe- 
fristeten Wehrdienst. § 3 Abs. 4 
bleibt unberührt. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Außerhalb der Wehrübungen können An- 
gehörige der Reserve zu dienstlichen Veran- 
staltungen durch den Bundesminister für Ver- 
teidigung oder die von ihm bestimmte Stelle 
zugezogen werden. Während der Dienstleistung 
sind sie Soldat. § 2 des Soldatengesetzes findet 
keine Anwendung." 

3. § 5 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„§ 5 

Grundwehrdienst 

(1) Der Grundwehrdienst dauert zwölf Mo- 
nate. Er beginnt in der Regel in dem Kalender- 
jahr, in dem der Wehrpflichtige das zwanzigste 
Lebensjahr vollendet. 

(2) Verlängerten Grundwehrdienst, der acht- 
zehn Monate dauert, können Wehrpflichtige auf 
Grund freiwilliger Verpflichtung als Soldaten 
auf Zeit leisten; § 33 des Bundesbesoldungs- 
gesetzes bleibt unberührt. Ihren Anträgen auf 
Verwendung bei einer bestimmten Teilstreit- 
kraft oder Waffengattung oder in einem be- 
stimmten Dienstzweig soll entsprochen werden. 

(3) unverändert 
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(4) Wehrpflichtige können auch vor Voll- 
endung des fünfundzwanzigsten Lebensjahres 
zum verkürzten Grundwehrdienst einberufen 
werden, wenn sie auf Grund der Einberufungs- 
anordnungen des Bundesministers für Vertei- 
digung nicht zum vollen Grundwehrdienst her- 
angezogen werden können. In diesem Falle ver- 
längert sich die Gesamtdauer der Wehrübungen 
um die durch die Verkürzung des Grundwehr- 
dienstes gewonnene Zeit. 


(5) Einem Antrag des Wehrpflichtigen, schon 
vor Aufruf seines Geburtsjahrganges zum 
Grundwehrdienst herangezögen zu werden, soll 
entsprochen werden. Vorzeitig dienende Wehr- 
pflichtige sind in der Regel nur zum vollen 
oder zum verlängerten Grundwehrdienst ein- 
zuberufen. 

(6) Wehrpflichtige müssen die Zeit, in der sie 
während des Grundwehrdienstes Freiheits- 
strafen, disziplinäre Arreststrafen oder Jugend- 
arrest verbüßt haben oder ihrer Truppe oder 
Dienststelle schuldhaft ferngeblieben sind, nach- 
dienen, wenn sie mehr als dreißig Tage beträgt." 

4. § 6 wird wie folgt gefaßt: 

.§ 6 

Wehrübungen 

(1) Eine Wehrübung dauert mindestens einen 
Tag und höchstens drei Monate. 

(2) Die Gesamtdauer der Wehrübungen der 
Wehrpflichtigen, die den Grundwehrdienst nach 
§ 5 Abs. 1 leisten, beträgt bei Mannschaften und 
Unteroffizieren höchstens neun und bei Offi- 
zieren höchstens achtzehn Monate. 

(3) Leistet ein Wehrpflichtiger den verlänger- 
ten Grundwehrdienst (§ 5 Abs. 2), so verkürzt 
sich die Gesamtdauer der Wehrübungen um 
sechs Monate. 

(4) Bei Wehrpflichtigen, die nach § 5 Abs. 3 
einen verkürzten Grundwehrdienst leisten, be- 
trägt die Gesamtdauer der Wehrübungen bei 
Mannschaften und Unteroffizieren höchstens 
sechs Monate und bei Offizieren höchstens 
fünfzehn Monate. Bei verkürztem Grundwehr- 
dienst von weniger als sechs Monaten verlängert 
sich die Gesamtdauer der Wehrübungen um die 
durch die Verkürzung gewonnene Zeit. 

(5) Wehrpflichtige, die nach dem Musterungs- 
ergebnis für den vollen oder den verkürzten 
Grundwehrdienst zur Verfügung stehen, können 
zu Wehrübungen einberufen werden, wenn sie 


Beschlüsse des 5, Ausschusses 

(4) Wehrpflichtige können auch vor Voll- 
endung des fünfundzwanzigsten Lebensjahres 
zum verkürzten Grundwehrdienst einberufen 
werden, wenn sie auf Grund der Einberufungs- 
anordnungen des Bundesministers für Verteidi- 
gung nicht zum vollen Grundwehrdienst her- 
angezogen werden können oder wenn ihre Ein- 
berufung zum vollen Grundwehrdienst aus 
einem der in § 12 Abs. 4 Nr. 1 Buchstabe a 
und Nr. 2 angegebenen Gründe eine besondere 
Härte bedeuten würde, die voraussichtlich auch 
durch eine Zurückstellung nicht behoben wer- 
den könnte. In beiden Fällen verlängert sich 
die Gesamtdauer der Wehrübungen um die 
durch die Verkürzung des Grundwehrdienstes 
nidit in Anspruch genommene Zeit. 

(5) Einem Antrag des Wehrpflichtigen, schon 
vor Aufruf seines Geburtsjahrganges zum 
Grundwehrdienst herangezogen zu werden, soll 
entsprochen werden, jedoch nicht vor Voll- 
endung des achtzehnten Lebensjahres. Vor- 
zeitig dienende Wehrpflichtige sind in der Re- 
gel nur zum vollen oder zum verlängerten 
Grundwehrdienst einzuberufen. 

(6) unverändert 


4. § 6 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„§ 6 

Wehrübungen 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Bei Wehrpflichtigen, die nach § 5 Abs. 3 
einen verkürzten Grundwehrdienst leisten, be- 
trägt die Gesamtdauer der Wehrübungen bei 
Mannschaften und Unteroffizieren höchstens 
sechs Monate und bei Offizieren höchstens 
fünfzehn Monate. Bei verkürztem Grundwehr- 
dienst von weniger als sechs Monaten verlängert 
sich die Gesamtdauer der Wehrübungen um die 
durch die Verkürzung nicht in Anspruch ge- 
nommene Zeit. 

(5) Wehrpflichtige, die nach dem Musterungs- 
ergebnis für den vollen oder den verkürzten 
Grundwehrdienst zur Verfügung stehen, können 
zu Wehrübungen einberufen werden, wenn 
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auf Grund der Einberufungsanordnungen des 
Bundesministers für Verteidigung nicht zum vol- 
len oder verkürzten Grundwehrdienst herange- 
zogen werden können. In diesem Falle verlän- 
gert sich die Gesamtdauer der Wehrübungen 
um die durch die Verkürzung gewonnene Zeit. 
Die Gesamtdauer der Wehrübungen beträgt bei 
Wehrpflichtigen, 

1. sofern sie für den vollen Grundwehr- 
dienst zur Verfügung stehen, bei 
Mannschaften und Unteroffizieren 
höchstens einundzwanzig, bei Offizie- 
ren höchstens dreißig Monate, 

2. sofern sie das fündundzwanzigste 
Lebensjahr vollendet haben, bei 
Mannschaften und Unteroffizieren 
höchstens zwölf, bei Offizieren höch- 
stens einundzwanzig Monate, 

3. sofern sie vor dem 1. Juli 1937 gebo- 
ren sind und das fünfundzwanzigste 
Lebensjahr noch nicht vollendet ha- 
ben, bei Mannschaften und Unter- 
offizieren höchstens fünfzehn, bei 
Offizieren höchstens vierundzwanzig 
Monate. 

(6) Nach Vollendung des fünfunddreißigsten 
Lebensjahres dürfen Mannschaften und Unter- 
offiziere sowie ungediente Wehrpflichtige nur 
noch ZU Wehrübungen von insgesamt drei Mo- 
naten herangezogen werden. 

(7) Für Wehrübungen, die als Bereitschafts- 
dienst von der Bundesregierung angeordnet 
worden sind, gilt die zeitliche Begrenzung des 
Absatzes 1 nicht. Auf die Gesamtdauer der 
Wehrübungen nach Absatz 2 bis 6 werden sie 
nicht angerechnet; der Bundesminister für Ver- 
teidigung kann eine Anrechnung anordnen." 

5. Nach § 8 wird folgender § 8a eingefügt: 

„§8a 

T augl i chkeits gr a de 

(1) Folgende Tauglichkeitsgrade werden fest- 
gesetzt: 

tauglich I bis tauglich III, 
beschränkt tauglich, 
vorübergehend untauglich, 
dauernd untauglich. 


(2) Wehrpflichtige mit dem Tauglichkeitsgrad 
„I" sind für jeden Wehrdienst uneingeschränkt 
tauglich. Wehrpflichtige mit dem Tauglichkeits- 
grad „11" sind für jeden Wehrdienst mit Aus- 
nahme bestimmter Verwenidungen tauglich. 
Wehrpflichtige mit dem Tauglichkeitsgrad »IH" 
sind nach Maßgabe des ärztlichen Urteils für 
den Wehrdienst mit Einschränkungen tauglich. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

sie auf Grund der Einberufungsanordnungen 
des Bundesministers für Verteidigung nicht zum 
vollen oder verkürzten Grundwehrdienst her- 
angezogen werden können. In diesem Falle 
verlängert sich die Gesamtdauer der Wehr- 
übungen um die durch die Verkürzung nicht 
in Anspruch genommene Zeit. Die Gesamtdauer 
der Wehrübungen beträgt bei Wehrpflichtigen, 

1. unverändert 


2. unverändert 


Nummer 3 entfällt 


(6) unverändert 


(7) unverändert 


5. Nach § 8 wird folgender § 8 a eingefügt: 

♦ 

„§8a 

Tauglichkeitsgrade 

(1) Folgende Tauglichkeitsgrade werden 
festgesetzt: 

tauglich I bis tauglich III, 
beschränkt tauglich, 
vorübergehend untauglich, 
dauernd untauglich. 

Die Richtlinien für die Festsetzung der einzel- 
nen Tauglichkeitsgrade werden vom Bundes- 
minister für Verteidigung erlassen. 

(2) unverändert 
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Wehrpflichtige mit dem Tauglichkeitsgrad „be- 
schränkt tauglich" werden im Frieden im Rah- 
men ihrer Verwendbarkeit, jedoch nicht zum 
Grundwehrdienst, herangezogen." 

6. § 11 Abs. 1 Nr. 4 wird wie folgt gefaßt: 


„4. Schwerbeschädigte im Sinne von § 1 Abs. 1 
des Schwerbeschädigtengesetzes, " . 


7. § 12 Abs. 7 fällt weg. 

♦ 

8. § 13 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 13 

Unabkömmlich'Stellung 

(1) Zum Ausgleich des personellen Kräfte- 
bedarfs für die Aufgaben der Bundeswehr und 
andere Aufgaben kann ein Wehrpflichtiger im 
öffentlichen Interesse für den Wehrdienst un- 
abkömmlich gestellt werden, wenn und solange 
er für die von ihm ausgeübte Tätigkeit nicht 
entbehrt werden kann. Die Unabkömmlich- 
stellung kann mit der Einschränkung ausge- 
sprochen werden, daß der Wehrpflichtige in 
zeitlich begrenztem Umfange zum Wehrdienst 
herangezogen werden darf. Die Bundesregie- 
rung kann mit Zustimmung des Bundesrates 
allgemeine Verwaltungsvorschriften über die 
Grundsätze, die dem Ausgleich des personellen 
Kräftebedarfs zugrunde zu legen sind, erlassen. 

(2) Uber die Unabkömmlichstellung entschei- 
det die Wehrersatzbehörde auf Vorschlag der 
zuständigen Verwaltungsbehörde. Die Zustän- 
digkeit und das Verfahren regelt eine Rechts- 
verordnung. Die Rechtsverordnung regelt auch, 
wie Meinungsverschiedenheiten zwischen der 
Wehrersatzbehörde und der vorschlagenden 
Verwaltungsbehörde unter Abwägung der ver- 
schiedenen Belange auszugleichen sind. Die 
Rechtsverördnung regelt ferner, für welche Fri- 
sten die Unabkömmlichstellung ausgeprochen 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


6. § 11 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 Nr. 4 wird wie folgt gefaßt; 

„4. Schwerbeschädigte im Sinne von § 1 
Abs. 1 und 2 des Schwerbeschädigten- 
gesetzes," ; 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Vom Wehrdienst sind auf Antrag zu 
befreien Wehrpflichtige, deren sämtliche 
Brüder oder, falls keine Brüder vorhanden 
waren, deren sämtliche Schwestern an den 
Folgen einer Schädigung im Sinne des § 1 
des Bundesversorgungsgesetzes oder des 
§ 1 des Bundesentschädigungsgesetzes ver- 
storben sind, sowie Halb- und Vollwaisen, 
deren Vater oder Mutter oder beide an den 
Folgen einer Schädigung im Sinne des § 1 
des Bundesversorgungsgesetzes oder des § 1 
des Bundesentschädigungsgesetzes verstor- 
ben sind, sofern der Wehrpflichtige der ein- 
zige Sohn des verstorbenen Elternteils ist." 

7. unverändert 


8. § 13 wird wie folgt gefaßt; 

♦ 

»§ 13 

Unabkömmlichstellung 

(1) Zum Ausgleich des personellen Kräfte- 
bedarfs für die Aufgaben der Bundeswehr und 
andere Aufgaben kann ein Wehrpflichtiger im 
öffentlichen Interesse für den Wehrdienst un- 
abkömmlich gestellt werden, wenn und solange 
er für die von ihm ausgeübte Tätigkeit nicht 
entbehrt werden kann. Die Unabkömmlichstel- 
lung kann mit der Einschränkung ausgesprochen 
werden, daß der Wehrpflichtige in zeitlich be- 
grenztem Umfange zum Wehrdienst herange- 
zogen werden darf. Die Bundesregierung erläßt 
mit Zustimmung des Bundesrates allgemeine 
Verwaltungsvorschriften über die Grundsätze, 
die dem Ausgleich des personellen Kräftebe- 
darfs zugrunde zu legen sind. 

(2) unverändert 
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werden kann und welche sachverständigen Stel- 
len der öffentlichen Verwaltung und Wirtschaft 
zu hören sind, 

(3) Durch Rechtsverordnung wird angeord- 
net, daß Wehrpflichtige auf Grund ihrer Tätig- 
keit unabkömmlich zu stellen sind, ohne daß 
es im Einzelfall einer Prüfung der in Absatz 1 
bezeichneten Voraussetzungen bedarf. Dabei 
können Unterschiede nach dem Lebensalter, 
dem Tätigkeitsort sowie bei gedienten Wehr- 
pflichtigen nach dem militärischen Ausbildungs- 
stand gemacht werden. 

(4) Der Dienstherr oder Arbeitgeber des 
Wehrpflichtigen ist verpflichtet, den Wegfall 
der Voraussetzungen für die Unabkömmlidi- 
stellung der zuständigen Wehre rsatzbehörde 
anzuzeigen. Wehrpflichtige, die in keinem 
Arbeits- oder Dienstverhältnis stehen, haben 
den Wegfall der Voraussetzungen selbst anzu- 
zeigen." 

9. Nach § 13 wird folgender § 13a eingefügt: 

.§ 13a 

Ziviler Bevölkerungsschutz 

(1) Wehrpflichtige, die von der zuständigen 
Behörde für Dienstleistungen im zivilen Be- 
völkerungsschutz vorgesehen sind, werden 
nicht zum Wehrdienst herangezogen, solange 
sie für die Verwendung im zivilen Bevölke- 
rungsschutz zur Verfügung stehen. 

(2) Durch Rechtsverordnung wird bestimmt, 
aus welchen Jahrgängen Wehrpflichtige für 
Dienstleistungen im zivilen Bevölkerungsschutz 
mit der Folge der Nichtheranziehung zum 
Wehrdienst vorgesehen werden können, ln der 
Rechtsverordnung kann außerdem nach der be- 
ruflichen Tätigkeit der Wehrpflichtigen, ihrem 
militärischen Ausbildungsstand, ihrem Taug- 
lichkeitsgrad sowie ihrer Ausbildung und vor- 
gesehenen Verwendung im zivilen Bevölke- 
rungsschutz unterschieden werden. 

(3) Die zuständigen Behörden sind verpflich- 
tet, das Vorliegen sowie den Wegfall der Vor- 
aussetzungen für die Nichtheranziehung von 
Wehrpflichtigen der zuständigen Wehrersatz- 
behörde anzuzeigen." 

10. In § 15 Abs. 3 wird nach Satz 2 folgender Satz 
eingefügt: 

„Die Landesregierung kann ferner bestimmen, 
daß Seemannsämter bei der Anlegung der Per- 
’sonennachweise nach Absatz 1 mitwirken." 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


9. Nach § 13 wird folgender § 13 a eingefügt: 

♦ 

„§ 13 a 

Ziviler Bevölkerungsschutz 

(1) Wehrpflichtige, die von der zuständigen 
Behörde für Dienstleistungen im zivilen Bevöl- 
kerungsschutz herangezogen, verpflichtet oder 
bereitgestellt worden sind, werden nicht zum 
Wehrdienst herangezogen, solange sie für die 
Verwendung im zivilen Bevölkerungsschutz zur 
Verfügung stehen. 

(2) Aus welchen Jahrgängen Wehrpflichtige 
für Dienstleistungen im zivilen Bevölkerungs- 
schutz mit der Folge der Nichtheranziehung 
zum Wehrdienst vorgesehen werden können, 
regelt eine Rechtsverordnung. Darin kann 
außerdem nach der beruflichen Tätigkeit der 
Wehrpflichtigen, ihrem militärischen Ausbil- 
dungsstand, ihrem Tauglichkeitsgrad sowie 
ihrer Ausbildung und vorgesehenen Verwen- 
dung im zivilen Bevölkerungsschutz unterschie- 
den werden. 

(3) unverändert 


10. § 15 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 3 wird nach Satz 2 folgender Satz 
eingefügt; 

„Die Landesregierung kann ferner bestim- 
men, daß Seemannsämter bei der Anlegung 
der Personennachweise nach Absatz 1 mit- 
wirken," 

b) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 an- 
gefügt: 
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11, Dem § 16 Abs. 2 wird folgender Satz 2 ange- 
♦ fügt: 

„Durch die Musterung wird ferner die Art des 
zu leistenden Wehrdienstes festgestellt." 

12. In § 18 Abs. 1 Satz 2 ist statt auf § 5 Abs. 2 
Satz 2 auf § 5 Abs. 5 Satz 1 zu verweisen. 


13. § 21 wird wie folgt gefaßt; 

„§ 21 

Einberufung 

(1) Ungediente Wehrpflichtige werden von 
den Kreiswehrersatzämtern in Ausführung des 
Musterungsbescheides zum Wehrdienst einbe- 
rufen. Ort und Zeit des Dienstantritts werden 
durch Einberufungsbescheid bekanntgegeben. 
Die Wehrpflichtigen haben sich entsprechend 
dem Einberufungsbescheid zum Wehrdienst in 
der Bundeswehr zu stellen. 

(2) Die Kreiswehrersatzämter legen für die 
Wehrpflichtigen, die nach dem Musterungs- 
ergebnis für den vollen Grundwehrdienst, für 
den verkürzten Grundwehrdienst oder nur für 
Wehrübungen zur Verfügung stehen, getrennte 
Einberufungslisten an. In den Einberufungs- 
iisten sind die Wehrpflichtigen je nach ihrem 
Aufruf jahrgangsweise oder nach Jahrgangs- 
abschnitten zusammenzufassen. Die Reihen- 
folge in den Einberufungslisten wird durch das 
Los bestimmt. 

(3) Die Wehrpflichtigen werden auf Grund 
der Einberufungsanordnungen des Bundesmini- 
sters für Verteidigung nach der in den Einbe- 
rufungslisten festgelegten Reihenfolge zum 
Wehrdienst einberufen. 

(4) Von der in den Einberufungslisten fest- 
gelegten Reihenfolge kann abgewichen werden, 
wenn der Wehrpflichtige beantragt, sofort ein- 
berufen zu werden. 

(5) Von der in den Einberufungslisten festge- 
legten Reihenfolge kann ferner abgewichen 
werden, wenn in den Einberufungsanordnungen 
des Bundesministers für Verteidigung aus Grün- 
den der Einsatzfähigkeit der Truppe eine Min- 
destzahl von Wehrpflichtigen einer bestimmten 
Berufsgruppe angefordert wird und diese Zahl 
bei Einhaltung der Reihenfolge nicht erreicht 
würde. Für die Einberufung der Wehrpflichti- 
gen der bestimmten Berufsgruppe bleibt die in 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

„(5) Die anläßlich der Erfassung entstehen- 
den notwendigen Auslagen der Wehrpflich- 
tigen tragen die Länder. Sie erstatten auch 
den durch die Erfassung entstehenden Ver- 
diens tausfall für diejenigen Wehrpflichti- 
gen, die nicht unter das Arbeitsplatzschutz- 
gesetz fallen.“ 

11. unverändert 


12. In § 18 Abs. 1 Satz 2 ist statt auf § 5 Abs. 2 
^ Satz 2 auf § 5 Abs. 5 Satz 1 zu verweisen. 

Ferner wird in Absatz 3 das Wort „zwei" durch 
das Wort „drei“ ersetzt. 

13. § 21 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„§ 21 

Einberufung 
(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 
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den Einberufungslisten festgelegte Reihenfolge 
maßgebend. Die Berufsgruppen, nach denen die 
Wehrpflichtigen angefordert werden können, 
werden vom Bundesminister für Verteidigung 
festgelegt. 

(6) Wehrpflichtige, die beantragt haben, vor- 
zeitig zum Grundwehrdienst herangezogen zu 
werden, oder auf Grund freiwilliger Verpflich- 
tung den verlängerten Grundwehrdienst (§ 5 
Abs. 2) leisten wollen, sind in die Einberufungs- 
listen nicht einzutragen und vorweg einzube- 
rufen. 

(7) Bei der Aufteilung der Wehrpflichtigen 
auf die für die Einberufung ihres Jahrganges 
oder Jahrgangsabschnittes vorgesehenen Einbe- 
rufungstermine sind die Kreiswehrersatzämter 
an die in den Einberufungslisten festgelegte 
Reihenfolge nicht gebunden. 

(8) Wehrpflichtige, die nach dem Muste- 
rungsergebnis für den verkürzten Grundwehr- 
dienst oder nur für Wehrübungen zur Verfü- 
gung stehen, können auf ihren Antrag zum vol- 
len Grundwehrdienst einberufen werden. Dabei 
sind die Kreiswehrersatzämter an die in den 
Einberufungslisten festgelegte Reihenfolge 
nicht gebunden." 


Beschlüsse des 


(6) unverände 


Absatz 7 


(8) unverände 


14. Nach § 21 wird folgender § 21a eingefügt: 14. unverändert 

♦ 

„§ 21a 

Bereitstellungsbescheid 

(1) Wehrpflichtigen, die zum Wehrdienst bis 
auf weiteres nicht einberufen werden, obwohl 
sie nach dem Musterungsergebnis für den 
Wehrdienst zur Verfügung stehen, kann nach 
der Musterung ein Bereitstellungsbescheid er- 
teilt werden, der sie verpflichtet, sich zu einem 
bestimmten Zeitpunkt nach Verkündung des 
Verteidigungsfalles an einer bestimmten Stelle 
zur Entscheidung über ihre Einberufung zum 
unbefristeten Wehrdienst zu melden. 

(2) Ein Bereitstellungsbescheid kann auch 
Wehrpflichtigen erteilt werden, die 

1. auf Grund ihres Tauglichkeitsgrades 
im Frieden nicht zum Grundwehr- 
dienst einberufen (§ 8a Abs. 2 Satz 4) 
oder 

2. nach § 12 Abs. 2, 4 oder 5 zurückge- 
stellt 

werden. 

(3) Ein Bereitstellungsbescheid ist nicht zu 
erteilen, wenn Anhaltspunkte dafür bestehen, 
daß der Wehrpflichtige im Verteidigungsfall 
nicht zur Verfügung stehen wird. Der Bereit- 
stellungsbescheid ist zu widerrufen, wenn die 
Voraussetzungen für die Annahme, daß der 
Wehrpflichtige im Verteidigungsfall zur Verfü- 
gung stehen wird, wegfallen. 


Drucksache 1893 
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entfällt 
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(4) Uber die Erteilung des Bereitstellungsbe- 
scheides entscheidet das Kreiswehrersatzamt. 

(5) Die Bundesregierung kann anordnen, daß 
Wehrpflichtige, die den Bereitstellungsbe- 
sdieid erhalten haben, zur Sicherstellung ihrer 
rechtzeitigen Verwendung im Verteidigungs- 
fall schon vor dessen Verkündung zur Meldung 
aufzufordern und im Anschluß an diese Mel- 
dung ohne Einhaltung einer Frist zu einer 
Wehrübung einzuberufen sind.'' 

15, § 22 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„Durch Rechtsverordnung wird Näheres be- 
stimmt über 

1. das Verfahren bei der Musterung, der 
Einberufung von ungedienten Wehrpflich- 
tigen und der Erteilung des Bereitstel- 
lungsbescheides sowie über die Erstattung 
der Auslagen gemäß § 19 Abs. 8,". 

16. § 23 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 wird wie folgt 
gefaßt: 

„§ 17 Abs. 4, 6 und 7 ist entsprechend anzuwen- 
den." 


„(2) Als gedient im Sinne dieser Vorschrift 
gelten auch Wehrpflichtige, die mindestens 
einen Monat Wehrdienst oder eine Wehrübung 
geleistet haben." 

17. In § 24 werden folgende Absätze la und 3a 
eingefügt: 


„(la) Soweit es zur Heranziehung zum Wehr- 
dienst einer Musterung nicht bedarf, unterlie- 
gen die Wehrpflichtigen der Wehrüberwachung 
von dem Zeitpunkt an, an dem erstmalig über 
ihre Heranziehung entschieden wird. Wehr- 
pflichtige, die dem Vollzugsdienst von Polizei- 
verbänden angehören, unterliegen der Wehr- 
überwachung vom Zeitpunkt ihres Ausschei- 
dens aus diesem Vollzugsdienst an." 


„(3a) Wehrpflichtige, die für Dienstleistun- 
gen im zivilen Bevölkerungssdiutz vorgesehen 
sind (§ 13a), unterliegen der Wehrüberwachung 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


15. unverändert 


16. § 23 Abs. 1 und 2 werden wie folgt gefaßt: 

♦ 

„( 1 ) Wehrpflichtige, die bereits in der Bun- 
deswehr gedient haben, werden nach Prüfung 
ihrer Verfügbarkeit durch die zuständigen 
Wehrersatzbehörden zum Wehrdienst einberu- 
fen. Sie sind zu hören und zu untersuchen, 
wenn seit dem Ausscheiden aus dem Wehr- 
dienst mehr als zwei Jahre verstrichen sind. 
Auf die Untersuchung findet § 17 Abs. 6 und 7 
Anwendung. Die Wehrpflichtigen haben sich 
nach Aufforderung durch die Kreiswehrersatz- 
ämter vorzustellen. Sie haben sich entsprechend 
dem Einberufungsbesdieid zum Wehrdienst in 
der Bundeswehr zu stellen. Das Nähere über 
ihre Anhörung und Untersuchung sowie über 
den Zeitpunkt der Einberufung regelt eine 
Rechtsverordnung. § 4 Abs. 4 bleibt unberührt. 

(2) Als gedient im Sinne dieser Vorschrift 
gelten audi Wehrpflichtige, die mindestens 
einen Monat Grundwehrdienst oder eine 
Wehrübung geleistet haben." 

17. § 24 wird wie folgt ergänzt: 

♦ 

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1 a ein- 
gefügt: 

„(1 a) Soweit es zur Heranziehung zum 
Wehrdienst einer Musterung nicht bedarf, 
unterliegen die Wehrpflichtigen der Wehr- 
überwachung von dem Zeitpunkt an, an dem 
erstmalig über ihre Heranziehung entschie- 
den wird. Wehrpflichtige, die dem Vollzugs- 
dienst der Polizei angehören, unterliegen 
der Wehrüberwachung vom Zeitpunkt ihres 
Ausscheidens aus diesem Vollzugsdienst an." 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3 a 
eingefügt: 

„(3 a) Wehrpflichtige, die für Dienstlei- 
stungen im zivilen Bevölkerungschutz her- 
angezogen, verpflichtet oder bereitgestellt 
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nicht, solange sie für den zivilen Bevölkerungs- 
schutz zur Verfügung stehen." 


Absatz 4 Nr. 3 wird wie folgt ergänzt: 

„Durch die persönliche Meldung entstehende 
notwendige Auslagen sind dem Wehrpflichti- 
gen entsprechend § 19 Abs. 8 Satz 2 zu erstat- 
ten." 

18. § 26 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 6 wird wie 
folgt gefaßt: 

„Die Entscheidung treffen besondere Aus- 
schüsse (Prüfungsausschüsse für Kriegsdienst- 
verweigerer). Sie werden mit einem von Bun- 
desminister für Verteidigung bestimmten Vor- 
sitzenden, einem Beisitzer, der von der Landes- 
regierung oder der von ihr bestimmten Stelle 
benannt wird, sowie zwei ehrenamtlichen Bei- 
sitzern besetzt." 


„(6) Im übrigen gelten § 18 Abs. 3 und 4 und 
§ 19 mit Ausnahme des Absatzes 2 Satz 2 und 
des Absatzes 6 Satz 2 sowie § 22 entspre- 
chend. Der Wehrpflichtige ist über die zulässi- 
gen Rechtsmittel (§§ 32 bis 35, 47) zu beleh- 
ren." 

19. § 27 Abs. 1 Satz 2 fällt weg; Absatz 2 wird wie 
folgt gefaßt: 

„(2) Einrichtung, Organisation und Dauer des 
zivilen Ersatzdienstes sowie die Rechtsstellung 
der Wehrpflichtigen, die den Ersatzdienst zu 
leisten haben, regelt ein besonderes Gesetz.“ 


20. In § 29 wird Absatz 1 wie folgt gefaßt und fol- 
^ gender Absatz 6 eingefügt: 

„(1) Ein Soldat, der auf Grund der Wehr- 
pflicht Wehrdienst leistet, ist zu entlassen 
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worden sind (§ 13a), unterliegen der Wehr- 
überwachung nicht, solange sie für den zivi- 
len Bevölkerungsschutz zur Verfügung 
stehen." 

c) Absatz 4 Nr. 3 wird wie folgt ergänzt; 

„Durch die persönliche Meldung entstehende 
notwendige Auslagen sind dem Wehrpflichti- 
gen entsprechend § 19 Abs. 8 Satz 2 zu er- 
statten." 

18. § 26 Abs. 3 und 6 werden wie folgt gefaßt: 

♦ 

„(3) Die Entscheidung treffen besondere Aus- 
schüsse (Prüfungsausschüsse für Kriegsdienst- 
verweigerer). Sie werden mit einem vom Bun- 
desminister für Verteidigung bestimmten Vor- 
sitzenden, einem Beisitzer, der von der Landes- 
regierung oder der von ihr bestimmten Stelle 
benannt wird, sowie zwei ehrenamtlichen Bei- 
sitzern besetzt. Der Vorsitzende hat im Ausschuß 
beratende Stimme; er muß zum Richteramt oder 
zum höheren Verwaltungsdienst befähigt sein 
und das fünfunddreißigste Lebensjahr vollendet 
haben. Die Beisitzer müssen das fünfunddrei- 
ßigste Lebensjahr vollendet haben und sollen 
für ihre Aufgabe auf Grund ihrer Lebenserfah- 
rung geeignet sein. Aus jeder kreisfreien Stadt 
und jedem Landkreis sind von den Vertretungs- 
körperschaften mindestens zwei Beisitzer zu 
wählen. Die Reihenfolge ihrer Heranziehung 
wird von dem zuständigen Kreiswehrersatzamt 
jeweils für ein Jahr durch das Los bestimmt." 

„(6) Im übrigen gelten § 18 Abs. 3 und 4 und 
§ 19 mit Ausnahme des Absatzes 2 Satz 2 und 
des Absatzes 6 Satz 2 sowie § 22 entsprechend. 
Der Wehrpflichtige ist über die zulässigen 
Rechtsmittel (§§ 32 bis 35) zu belehren." 


19. § 27 wird wie folgt gefaßt; 

♦ 

„§ 27 

Waffenloser Dienst 

Der waffenlose Dienst in der Bundeswehr be- 
freit von der Pflicht zum Kampf mit der Waffe 
und der Pflicht zur Teilnahme an einer Ausbil- 
dung, die den Wehrpflichtigen auf den Kampf 
mit der Waffe vorbereitet." 

20. unverändert 


1. mit Ablauf der für den Wehrdienst 
festgesetzten Zeit, 

2. wenn sich herausstellt, daß die Vor- 
aussetzungen des § 1 nicht erfüllt 
sind, 
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3. wenn der Einberufungsbescheid auf- 
gehoben wird oder wegen einer 
zwingenden Wehrdienstausnahme 
(§§ 9 bis 11, 12 Abs, 1 bis 3) hätte 
widerrufen werden müssen, 

4. wenn er als Kriegsdiensverweigerer 
anerkannt ist, soweit er nicht auf 
seinen Antrag zum waffenlosen 
Dienst herangezogen wird, 

5. wenn er seiner Aufstellung für die 
Wahl zum Bundestag oder zu einem 
Landtag zugestimmt hat, 

6. wenn er unabkömmlich gestellt ist, 

7. wenn er gemäß § 13a der zuständi- 
gen Behörde für Dienstleistungen im 
zivilen Bevölkerungsschutz im Zeit- 
punkt der Einberufung zur Verfü- 
gung stand und ohne die Einberu- 
fung hierfür weiterhin verfügbar 
sein würde." 

„(6) Ein Soldat, der sich schuldhaft von sei- 
ner Truppe oder Dienststelle fernhält, gilt mit 
dem Tage als entlassen, an dem er hätte ent- 
lassen werden müssen, wenn er bei der Truppe 
oder Dienststelle geblieben wäre. Seine Pflicht, 
die Zeit nachzudienen, während der er schuld- 
haft ferngeblieben ist (§ 5 Abs. 6), bleibt unbe- 
rührt. " 


21. § 33 wird wie folgt gefaßt: 

»§ 33 

Besondere Vorschriften für das Vorverfahren 


21. § 33 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„§ 33 

Besondere Vorschriften für das Vorverfahren 


(1) Der Widerspruch gegen den Musterungs- 
bescheid (§ 19 Abs. 7) und gegen den Bescheid 
der Prüfungsausschüsse für Kriegsdienstver- 
weigerer (§ 26 Abs. 3 und 6) hat aufschiebende 
Wirkung. Gegen den Musterungsbescheid und 
den Bescheid der Prüfungsausschüsse für 
Kriegsdienstverweigerer kann auch der Leiter 
des Kreiswehrersatzamtes Widerspruch ein- 
legen. 

(2) über den Widerspruch gegen den Muste- 
rungsbescheid entscheiden Musterungskam- 
mern. Die Musterungskammern werden bei den 
Bezirkswehrersatzämtern gebildet. Sie sind mit 
einem zum Richteramt oder zum höheren Ver- 
waltungsdienst befähigten Angehörigen der 
Wehrersatzverwaltung als Vorsitzendem, 
einem Beisitzer, der von der Landesregierung 
oder der von ihr bestimmten Stelle benannt 
wird, sowie einem ehrenamtlichen Beisitzer be- 
setzt. 

(3) über den Widerspruch gegen den Be- 
scheid der Prüfungsausschüsse für Kriegsdienst- 
verweigerer entscheiden Prüfungskammern für 
Kriegsdienstverweigerer, die für den Bezirk 
eines oder mehrerer Bezirkswehrersatzämter 
bei Bezirkswehrersatzämtern gebildet werden. 
Im übigen gilt § 26 Abs. 3, 4 und 7 entspre- 
chend. 


(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 
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(4) über den Widerspruch gegen den Einbe- 
rufungsbescheid (§ 21 Abs. 1 und § 23 Abs. 1) 
und den Bereitstellungsbescheid (§ 21a) ent- 
scheidet das Bezirkswehrersatzamt. Der Wider- 
spruch gegen den Einberufungsbescheid und 
den Bereitstellungsbescheid hat keine aufschie- 
bende Wirkung. 


siehe Nr. 30 (§ 47 Abs. 3) 


(5) Die ehrenamtlichen Beisitzer in den 
Musterungs- und Prüfungskammern werden 
von den Vertretungskörperschaften der im Be- 
reich des Bezirkswehrersatzamtes gelegenen 
kreisfreien Städte und Landkreise binnen zwei 
Monaten nach Mitteilung der erforderlichen 
Zahl der Beisitzer gewählt. Soweit in Ländern 
für den Bereich einer höheren Verwaltungsbe- 
hörde Bezirksvertretungen bestehen, werden 
die Beisitzer von diesen gewählt. In Schleswig- 
Holstein werden die Beisitzer vom Landtag ge- 
wählt. § 18 Abs. 4 gilt entsprechend. 

(6) Für das Verfahren der Musterungskam- 
mern gelten §§ 19 und 22 entsprechend. Das 
gleiche gilt mit Ausnahme des § 19 Abs. 2 
Satz 2 und Abs. 6 Satz 2 für das Verfahren der 
Prüfungskammern. Der Wehrpflichtige kann 
mit seinem Einverständnis von der Pflicht, sich 
vorzustelfbn, befreit werden. 

(7) Ist der Musterungsbescheid unanfechtbar 
geworden, so ist ein Rechtsbehelf gegen den 
Einberufungs- oder den Bereitstellungsbescheid 
nur insoweit zulässig, als eine Rechtsverlet- 
zung durch den Einberufungsbescheid oder den 
Bereitstellungsbescheid selbst geltend gemacht 
wird." 


22. § 35 wird wie folgt gefaßt: 

.§ 35 

Besondere Vorschriften für die Anfechtungs- 
klage 

(1) Die Anfechtungsklage gegen den Muste- 
rungsbescheid, den Einberufungsbescheid, den 
Bereitstellungsbescheid und den Bescheid der 
Prüfungsausschüsse für Kriegsdienstverweige- 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

(4) über den Widerspruch gegen den Ein- 
berufungsbescheid (§21 Abs. 1 und § 23 Abs. 1) 
und den Bereitstellungsbescheid (§ 21 a) ent- 
scheidet das Bezirkswehrersatzamt. Der Wider- 
spruch gegen den Einberufungsbescheid und 
den Bereitstellungsbescheid hat keine aufschie- 
bende Wirkung; es sei denn, daß der Wider- 
spruch unter Vorlage eines Bescheides über die 
Unabkömmlichstellung oder über die Heranzie- 
hung, Verpflichtung oder Bereitstellung zu 
Dienstleistungen im zivilen Bevölkerungssdiutz 
eingelegt und dieser Bescheid von dem zustän- 
digen Kreiswehrersatzamt geprüft ist. 

(4a) Der Widerspruch ist binnen zwei 
Wochen nach Zustellung des Bescheides an 
den Wehrpflichtigen schriftlich oder zur Nieder- 
schrift bei der Wehrersatzbehörde zu erheben, 
die den Verwaltungsakt erlassen hat. Die Frist 
wird auch durch Einlegung bei der Wehrersatz- 
behörde, die den Widerspruchsbescheid zu er- 
lassen hat, gewahrt. 

(5) Die ehrenamtlichen Beisitzer in den 
Musterungs- und Prüfungskammern werden 
von den Vertretungskörperschaften der im Be- 
reich des Bezirkswehrersatzamtes gelegenen 
kreisfreien Städte und Landkreise binnen drei 
Monaten nach Mitteilung der erforderlichen 
Zahl der Beisitzer gewählt. Soweit in Ländern 
für den Bereich einer höheren Verwaltungsbe- 
hörde Bezirksvertretungen bestehen, werden 
die Beisitzer von diesen gewählt. § 18 Abs. 4 
gilt entsprechend. 

(6) unverändert 


(7) unverändert 


(8) Der Wehrpflichtige ist über das zulässige 
Rechtsmittel gegen einen der in den Absätzen 
2 bis 4 genannten Verwaltungsakte zu beleh- 
ren. 

22. § 35 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„§ 35 

Besondere Vorschriften für die Anfechtungs- 
klage 

(1) unverändert 
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rer hat keine aufschiebende Wirkung. Das Ge- 
richt kann auf Antrag die aufschiebende Wir- 
kung anordnen. Vor der Anordnung ist das 
Bezirkswehrersatzamt zu hören. 

(2) Auch der Leiter des Bezirkswehrersatz- 
amtes kann gegen den Musterungsbescheid und 
den Bescheid der Prüfungsausischüsse und Prü- 
fungskammern für Kriegsdienstverweigerer An- 
fechtungsklage erheben und Rechtsmittel ein- 
legen." 

23. § 36 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 36 

Angehörige der früheren Wehrmacht und 

Wehrpflichtige älterer Geburtsjahrgänge 

(1) Offiziere und Unteroffiziere der früheren 
Wehrmacht sind bis zum Ablauf des Jahres 
wehrpflichtig, in dem sie das sechzigste Lebens- 
jahr vollenden. 

(2) Für die Heranziehung von Wehrpflich- 
tigen, die in der früheren Wehrmacht Wehr- 
dienst geleistet oder außerhalb der früheren 
Wehrmacht eine militärische Grundausbildung 
erhalten haben, gilt § 23 entsprechend. Sie 
unterliegen der Wehrüberwachung von ihrer 
Erfassung an. Der Widerspruch gegen den Ein- 
berufungsbescheid hat bei ihrer erstmaligen 
Einberufung zur Bundeswehr aufschiebende 
Wirkung. Sie werden im Frieden nur zu Wehr- 
übungen herangezogen, deren Gesamtdauer bei 
Mannschaften und Unteroffizieren höchstens 
neun Monate, bei Offizieren höchstens achtzehn 
Monate beträgt. § 6 Abs. 6 bleibt unberührt. 

(3) Wehrpflichtige, die in der früheren 
Wehrmacht Wehrdienst geleistet haben, sind 
mit dem ihrem letzten früheren Dienstgrad ent- 
sprechenden Dienstgrad einzuberufen. 

(4) Ungediente Wehrpflichtige, die vor dem 
1. Juli 1937 geboren sind, werden im Frieden 
nur zum verkürzten Grundwehrdienst und zu 
Wehrübungen, deren Gesamtdauer bei Mann- 
schaften und Unteroffizieren höchstens neun 
Monate, bei Offizieren höchstens achtzehn Mo- 
nate beträgt, herangezogen. Bei verkürztem 
Grundwehrdienst von weniger als sechs Mona- 
ten verlängert sich die Gesamtdauer der Wehr- 
übungen um die durch die Verkürzung gewon- 
nene Zeit. § 6 Abs. 6 bleibt unberührt." 


24. Nach § 36 wird folgender § 36a eingefügt: 

♦ 

„§ 36a 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


(2) Auch der Leiter des Bezirkswehrersatz- 
amtes kann gegen den Musterungsbescheid und 
den Bescheid der Prüfungsausschüsse und 
Prüfungskammern für Kriegsdienstverweigerer 
Anfechtungsklage erheben oder Rechtsmittel 
einlegen." 

23. § 36 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„§ 36 

Angehörige der früheren Wehrmacht und 
Wehrpflichtige älterer Geburtsjahrgänge 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Ungediente Wehrpflichtige, die vor dem 
1. Juli 1937 geboren sind, werden im Frieden 
nur zum verkürzten Grundwehrdienst und zu 
Wehrübungen, deren Gesamtdauer bei Mann- 
schaften und Unteroffizieren höchstens neun 
Monate, bei Offizieren höchstens achtzehn Mo- 
nate beträgt, herangezogen. Bei verkürztem 
Grundwehrdienst von weniger als sechs Mona- 
ten verlängert sich die Gesamtdauer der Wehr- 
übungen um die durch die Verkürzung nicht in 
Anspruch genommene Zeit. § 6 Abs. 6 bleibt 
unberührt. " 

24. unverändert 


Wehrüberwachung von Angehörigen der 
Reserve 

Die gemäß § 4 Abs. 2 zur Reserve gehören- 
den Wehrpflichtigen unterliegen auch dann der 
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Wehrüberwachung, wenn sie vor ihrem Eintritt 
in die Bundeswehr nicht erfaßt und gemustert 
worden sind." 

25. § 40 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 40 

Dienstgrad bei militärfachlidier Verwendung 

(1) Wird ein Wehrpflichtiger auf Grund sei- 
ner durch Lebens- und Berufserfahrung erwor- 
benen besonderen Eignung für eine militärfach- 
liche Verwendung vorgesehen, so kann ihm der 
für die Dienststellung erforderliche Dienstgrad 
für die Dauer der Verwendung oder endgültig 
verliehen werden. 

(2) Für die Heranziehung zum Wehrdienst 
gilt § 23." 

26. § 41 wird wie folgt gefaßt: 

.§ 41 

Wehrpflicht bei Zuzug 

Wer seinen ständigen Aufenthalt in Deutsch- 
land in den Geltungsbereich dieses Gesetzes 
hinein verlegt hat, wird erst ein Jahr danach 
wehrpflichtig, wer sich zunächst in einem Durch- 
gangslager aufhält, erst ein Jahr nach Verlassen 
des Lagers." 


27. § 42 wird wie folgt gefaßt: 

.§ 42 

Sondervorschriften für die Polizei 
(Bundesgrenzschutz und Polizeien der Länder) 

(1) Wehrpflichtige, die dem Vollzugsdienst 
von PoUzeiverbänden angehören oder für die- 
sen durch schriftlichen Bescheid angenommen 
sind, werden für die Dauer ihrer Zugehörigkeit 
nicht zum Wehrdienst herangezogen. Haben 
Wehrpflichtige im Vollzugsdienst von Polizei- 
verbänden mindestens zwei Jahre Dienst ge- 
leistet, so erlischt ihre Pflicht, Grundwehrdienst 
zu leisten. Die Gesamtdauer der von ihnen 
noch zu leistenden Wehrübungen beträgt höch- 
stens neun Monate, bei Offizieren höchstens 
achtzehn Monate. Sind sie vor Ablauf von 
zwei Jahren ausgeschieden, kann der bis dahin 
geleistete Dienst auf den Wehrdienst ange- 
rechnet werden. 

(2) Wehrpflichtige werden während ihrer 
Zugehörigkeit zum Einzelvollzugsdienst der 
Polizeien nur mit Zustimmung des zuständigen 
Ministers zu Wehrübungen herangezogen. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


25. unverändert 


26. § 41 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

,,§ 41 

Wehrpflicht bei Zuzug 

( 1 ) Wer seinen ständigen Aufenthalt in 
Deutschland in den Geltungsbereidi dieses Ge- 
setzes verlegt hat, wird erst ein Jahr danach 
wehrpflichtig, wer sich zunächst in einem 
Durchgangslager aufhält, erst ein Jahr nach 
Verlassen des Lagers. 

(2) Mit der Einberufung gilt die Erlaubnis 
zum ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes nach dem Gesetz über die 
Notaufnahme von Deutschen in das Bundes- 
gebiet als erteilt" 


27, § 42 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„§ 42 

Sondervorschriften für die Polizei 
(Bundesgrenzschutz und Polizeien der Länder) 

(1) Wehrpflichtige, die dem Vollzugsdienst 
der Polizei angehören oder für diesen durch 
schriftlichen Bescheid angenommen sind, wer- 
den für die Dauer ihrer Zugehörigkeit nicht 
zum Wehrdienst herangezogen. Haben Wehr- 
pflichtige im Vollzugsdienst der Polizei minde- 
stens zwei Jahre Dienst geleistet, so erlischt 
ihre Pflicht, Grundwehrdienst zu leisten. Die 
Gesamtdauer der von ihnen noch zu leistenden 
Wehrübungen beträgt höchstens neun Monate, 
bei Offizieren höchstens achtzehn Monate. Sind 
Sie vor Ablauf von zwei Jahren ausgeschieden, 
kann der bis dahin geleistete Dienst auf den 
Wehrdienst angerechnet werden. 

(2) Die zuständigen Behörden sind verpflich- 
tet, das Ausscheiden aus dem Vollzugsdienst 
der zuständigen Wehrersatzbehörde anzuzei- 
gen. 
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(3) Für die Heranziehung von Wehrpflich- 
tigen, die im Vollzugsdienst von Polizeiverbän- 
den mindestens einen Monat Dienst geleistet 
haben, gilt § 23 entsprechend." 

28, § 43 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

,,§ 43 

Wehrpflichtige außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes 

(1) Erfassung, Musterung, Einberufung und 
Wehrüberwachung der Wehrpflichtigen, die 
ihren ständigen Aufenthalt außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes haben, ohne daß 
ihre Wehrpflicht gemäß § 1 Abs. 2 ruht, werden 
durch besonderes Gesetz geregelt. 

(2) Wehrpflichtige, die sich im Zeitpunkt der 
Aufforderung, sich zur Erfassung zu melden 
{§ 15 Abs. 2), zur Musterung vorzustellen (§ 17 
Abs. 4 und § 47a Abs. 1) oder sich gemäß § 24 
Abs. 4 Nr. 3 bei der zuständigen Wehrersatz- 
behörde zu melden, außerhalb des Geltungs- 
bereichs dieses Gesetzes befinden, jedoch ihren 
ständigen Aufenthalt innerhalb des Geltungs- 
bereichs haben, sind für die Dauer der Abwe- 
senheit von der Melde- oder Vorstellungspflicht 
zu befreien. Dies gilt nicht, wenn ihnen die 
Meldung oder Vorstellung zugemutet werden 
kann. Sie haben sich unverzüglich nach Rück- 
kehr bei der zuständigen Erfassungs- oder 
Wehrersatzbehörde zu melden." 

29. § 45 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 3 wird wie folgt ge- 
faßt: 

„(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig 

1. der Aufforderung nach § 15 Abs. 2, 
§ 17 Abs. 4 oder Abs. 5 Satz 3, 
§ 21a Abs. 1, 2 oder 5 oder § 23 
Abs. 1 Satz 3, sich zu melden oder 
vorzustellen, nicht Folge leistet oder 
gegen die in § 3 Abs. 1 Satz 2 auf- 
erlegte Pflicht, sich auf die geistige 
und körperliche Tauglichkeit nach 
Maßgabe dieses Gesetzes (§ 17 

Abs. 5 bis 7) untersuchen zu lassen, 
verstößt,". 

„(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 
25. März 1952 (Bundesgesetzbl I S. 177) sind, 
soweit es sich nicht um Ordnungswidrigkeiten 
bei der Erfassung handelt, die Bereichswehr- 
ersatzämter. Die Bereichswehrersatzämter neh- 
men insoweit auch die Befugnisse der obersten 
Verwaltungsbehörde im Sinne des § 66 des Ge- 
setzes über Ordnungswidrigkeiten wahr. Der 
Bundesminister für Verteidigung kann an Stelle 
der Bereichswehrersatzämter eine andere Be- 
hörde bestimmen." 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

(3) Für die Heranziehu-^kg von Wehrpflichti- 
gen, die im Vollzugsdienst der Polizei minde- 
stens einen Monat Dienst geleistet haben, gilt 
§ 23 entsprechend." 

28. unverändert 


29. § 45 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 3 wird wie folgt 
^ gefaßt: 

„(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig 

1. einer Aufforderung nach § 15 Abs. 2, 
§ 17 Abs. 4, § 21 a Abs. 5 oder § 23 
Abs. 1 Satz 4 sich zu melden oder vor- 
zustellen, oder einem Bereitstellungs- 
bescheid nach § 21 a Abs. 1 oder 2 nicht 
Folge leistet oder gegen die in § 3 Abs. 1 
Satz 2 auferlegte Pflicht, sich auf die 
geistige und körperliche Tauglichkeit 
nach Maßgabe dieses Gesetzes (§ 17 
Abs. 5 bis 7, § 23 Abs. 1 Satz 3) unter- 
suchen zu lassen, verstößt,". 

„(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind, 
soweit es sich nicht um Ordnungswidrigkeiten 
bei der Erfassung handelt, die Bereichswehr- 
ersatzämter. Die Bereichswehrersatzämter neh- 
men insoweit auch die Befugnisse der obersten 
Verwaltungsbehörde im Sinne des § 66 des Ge- 
setzes über Ordnungswidrigkeiten wahr. Der 
Bundesminister für Verteidigung kann an 
Stelle der Bereichswehrersatzämter eine andere 
Behörde bestimmen." 
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30. §47 wird wie folgt gefaßt: 

J 47 

Übergangsvorschriften für Rechtsmittel 

(1) Bis zum Inkrafttreten der Verwaltungsge- 
richtsordnung gelten das Gesetz über das Bun- 
desverwaltungsgericht vom 23, September 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 625) und die landesrecht- 
lichen Vorschriften über die Verwaltungsge- 
richtsbarkeit, soweit gesetzlich nichts anderes 
bestimmt ist, 

(2) Vor Erhebung der Anfechtungsklage 
gegen einen der in § 33 genannten Verwal- 
tungsakte (Musterungs- und Bereitstellungsbe- 
scheid, Bescheid der Prüfungsausschüsse für 
Kriegsdienstverweigerer, Einberufungsbescheid) 
sind Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit des 
Verwaltungsaktes in einem Vorverfahren nach- 
zuprüfen. Das Vorverfahren beginnt mit der Er- 
hebung des Widerspruchs nach Maßgabe des 
§ 33. Vorschriften, nach denen vor Erhebung der 
Anfechtungsklage erfolglos Einspruch oder Be- 
schwerde gegen den Verwaltungsakt einzulegen 
ist, sind nicht anzuwenden. 

(3) Der Widerspruch ist binnen zwei Wochen 
nach Zustellung an den Wehrpflichtigen schrift- 
lich oder zur Niederschrift bei der Wehrersatz- 
behörde zu erheben, die den Verwaltungsakt 
erlassen hat. Die Frist wird auch durch Einle- 
gung bei der Wehrersatzbehörde, die den Wider- 
spruchsbescheid zu erlassen hat, gewahrt." 

31. Nach § 47 werden folgende §§ 47a, 47b und 47c 
'eingefügt: 

„§ 47a 

Bestandsmusterung 

(1) Ungediente Wehrpflichtige, die vor dem 
1. Juli 1937 geboren sind, können zu einer Be- 
standismusterung geladen werden. 

(2) Durch die Bestandsmusterung wird ent- 
schieden, welche Wehrpflichtigen im Verteidi- 
gungsfall voraussichtlich für den Wehrdienst 
zur Verfügung stehen. 

(3) Wehrpflichtigen, die nach dem Ergebnis 
der Bestandsmusterung im Verteidigungsfall 
voraussichtlich für den Wehrdienst zur Verfü- 
gung stehen, kann ein Bereitstellungsbescheid 
nach § 21a erteilt werden. 

(4) Die Entscheidung trifft das Kreiswehrer- 
satzamt. Ein Vertreter der kreisfreien Stadt oder 
des Landkreises soll vorher gehört werden. 
§§ 17, 19 Abs. 3, 4, 7 und 8, §§ 22, 24, 44 und 45 
gelten entsprechend. DieVorschriften für Kriegs- 
dienstverweigerer (§§ 25 bis 27) bleiben unbe- 
rührt. 

§ 47b 

Vorschriften für den Verteidigungsfall 

(1) Im Verteidigungsfall gelten die folgenden 
besonderen Vorschriften. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

Nummer 30 entfällt 


siehe Nr. 21 (§ 33 Abs. 4 a) 


31. Nach § 47 werden folgende §§ 47 a, 47 b und 
^ 47 c eingefügt: 

.§ 47 a 

Bestandsmusterung 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Die Entscheidung trifft das Kreiswehr- 
ersatzamt. Die kreisfreie Stadt oder der Land- 
kreis sollen vorher gehört werden. §§ 17, 19 
Abs. 3, 4, 7 und 8, §§ 22, 24, 44 und 45 gelten 
entsprechend. §§ 13, 13 a und 25 bis 27 bleiben 
unberührt. 

§ 47 b 

Vorschriften für den Verteidigungsfall 

Im Verteidigungsfall gelten die folgenden 
besonderen Vorschriften: 
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(2) Die Vorschriften über die Mitwirkung be- 
sonderer Ausschüsse beim Musterungsverfah- 
ren (§§ 18 und 33) sind nicht anzuwenden. An- 
stelle des Ausschusses entscheidet der Leiter der 
Behörde, bei der der Ausschuß zu bilden wäre. 
Ein Vertreter der kreisfreien Stadt oder des 
Landkreises soll vor der Entscheidung gehört 
werden. 

(3) Bei der Einberufung der Wehrpflichtigen 
ist § 21 Abs, 2 bis 8 nicht anzuwenden. 

(4) Der Widerspruch gegen den Musterungs- 
bescheid (§19 Abs. 7) und gegen den Einberu- 
fungsbescheid bei der erstmaligen Einberufung 
eines gedienten Wehrpflichtigen zur Bundes- 
wehr (§ 36 Abs. 2 Satz 3) hat keine aufschie- 
bende Wirkung (§ 33 Abs. 1). 

(5) Die Meldung gemäß § 24 Abs. 4 Nr. 1 ist 
im Verteidigungsfall innerhalb achtundvierzig 
Stunden zu erstatten. 

(6) Wehrpflichtige, die beantragt haben, ihre 
Berechtigung, den Kriegsdienst mit der Waffe 
zu verweigern, festzustellen, können zum zivilen 
Ersatzdienst oder auf ihren Antrag zum waffen- 
losen Dienst einberufen werden, bevor über 
ihren Feststellungsantrag entschieden ist. 

(7) Zurückstellungen nach § 12 Abs. 2, 4 und 5 
treten außer Kraft. Erneute Zurückstellungen 
nach § 12 Abs. 4 sind zulässig, wenn die Heran- 
ziehung zum Wehrdienst für den Wehrpflichti- 
gen auch im Verteidigungsfall eine besondere 
Härte bedeuten würde. 

(8) Wehrpflichtige, die im Frieden gemäß § 12 
Abs. 2 vom Wehrdienst zurückgestellt werden, 
sind im Verteidigungsfall auf Antrag zum Sani- 
tätsdienst einzuberufen. 

§ 47c 

Erfassung und Musterung von Wehrpflichtigen 
für bestimmte Aufgaben 

(1) Männer vom vollendeten achtzehnten bis 
zum vollendeten sechzigsten Lebensjahr, die we- 
gen ihrer beruflichen Ausbildung ocier Tätigkeit 
im Verteidigungsfalle für Aufgaben verwendet 
werden sollen, die der Herstellung der Einsatz- 
fähigkeit oder der Sicherung der Operations- 
freiheit der Streitkräfte dienen, können auch 
ohne Jahrgangsaufruf erfaßt und gemustert wer- 
den. § 36 bleibt unberührt. Sie können nach 
Maßgabe dieses Gesetzes zu Wehrübimgen ein- 
berufen werden, wenn die Bundesregierung 
feststellt, daß dies zu einer nach den Umständen 
gebotenen Herstellung der Einsatzfähigkeit oder 
zur Sicherung der Operationsfreiheit der Streit- 
kräfte notwendig ist. 

(2) Das Nähere über die Erfassung der unter 
Absatz 1 fallenden Personen, soweit sie nicht 
zum Geschäftsbereich des Bundesministers für 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

1. Die Vorschriften über die Mitwirkung be- 
sonderer Ausschüsse beim Musterungsver- 
fahren (§§18 und 33) sind nicht anzuwenden. 
Anstelle des Ausschusses entscheidet der 
Leiter der Behörde, bei der der Ausschuß zu 
bilden wäre. Die kreisfreie Stadt oder der 
Landkreis sollen vor der Entscheidung ge- 
hört werden. 

2. Bei der Einberufung der Wehrpflichtigen ist 
§ 21 Abs. 2 bis 6 und 8 nicht anzuwenden. 

3. Der Widerspruch gegen den Musterungs- 
bescheid (§19 Abs. 7) und gegen den Ein- 
berufungsbescheid bei der erstmaligen Ein- 
berufung eines gedienten Wehrpflichtigen 
zur Bundeswehr (§ 36 Abs. 2 Satz 3) hat 
keine aufschiebende Wirkung (§ 33 Abs. 1). 

4. Die Meldung gemäß § 24 Abs, 4 Nr. 1 ist 
im Verteidigungsfall innnerhalb achtundvier- 
zig Stunden zu erstatten. 

5. Wehrpflichtige, die beantragt haben, ihre 
Berechtigung, den Kriegsdienst mit der 
Waffe zu verweigern, festzustellen, können 
zum zivilen Ersatzdienst oder auf ihren An- 
trag zum waffenlosen Dienst einberufen 
werden, bevor über ihren Feststellungs- 
antrag entschieden ist. 

6. Zurückstellungen nach § 12 Abs. 2, 4 und 5 
treten außer Kraft. Erneute Zurückstellun- 
gen nach § 12 Abs. 4 sind zulässig, wenn 
die Heranziehung zum Wehrdienst für den 
Wehrpflichtigen auch im Verteidigungsfall 
eine besondere Härte bedeuten würde. 

7. Wehrpflichtige, die im Frieden gemäß § 12 
Abs. 2 vom Wehrdienst zurückgestellt wer- 
den, sind im Verteidigungsfall auf Antrag 
zum Sanitätsdienst einzuberufen. 

§ 47 c 

Erfassung und Musterung von Wehrpflichtigen 
für bestimmte Aufgaben 

(1) Männer vom vollendeten achtzehnten 
bis zum vollendeten sechzigsten Lebensjahr, die 
wegen ihrer beruflichen Ausbildung oder Tä- 
tigkeit im Verteidigungsfalle für Aufgaben ver- 
wendet werden sollen, die der Herstellung der 
Einsatzfähigkeit oder der Sicherung der Opera- 
tionsfreiheit der Streitkräfte dienen, können 
auch ohne Jahrgangsaufruf erfaßt und ge- 
mustert werden. §§ 13, 13 a und 36 bleiben un- 
berührt. Sie können nach Maßgabe dieses Ge- 
setzes zu Wehrübungen einberufen werden, 
wenn die Bundesregierung feststellt, daß dies 
zu einer nach den Umständen gebotenen Her- 
stellung der Einsatzfähigkeit oder zur Siche- 
rung der Operationsfreiheit der Streitkräfte 
notwendig ist. 

(2) unverändert 
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32. 


Entwurf Beschlüsse des 5. Ausschusses 

Verteidigung gehören oder nicht bei Dienststel- 
len der Stationierungs- oder NATO-Streitkräfte 
beschäftigt sind, wird durch Rechtsverordnung 
geregelt. 

(3) Durch Rechtsverordnung kann bestimmt (3) unverändert 

werden, daß natürliche Peronen und juristische 
Personen des privaten oder öffentlichen Rechts 
die für die Erfassung des unter Absatz 1 fallen- 
den Personenkreises erforderlichen Angaben 
machen." 


§ 48 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 48 

Zuständigkeit für den Erlaß von 
Rechtsverordnungen 

(1) Die Bundesregierung erläßt die Rechts- 
verordnungen 

1. über die Unterwerfung von Aus- 
ländern und Staatenlosen unter die 
Wehrpflicht (§ 2), 

2. über die Zuständigkeit und das Ver- 
fahren bei der Unabkömmlichstellung 
(§13 Abs. 2); dabei kann die Ermäch- 
tigung zur Bestimmung der zuständi- 
gen Behörde auf oberste Bundesbe- 
hörden, auf die Landesregierungen 
oder die von ihnen bestimmten ober- 
sten Landesbehörden übertragen wer- 
den, 

3. über die Unabkömmlichstellung von 
Wehrpflichtigen auf Grund ihrer 
Tätigkeit (§ 13 Abs. 3), 

4. über die für Dienstleistungen im zivi- 
len Bevölkerungsschutz vorgesehenen 
Wehrpflichtigen (§ 13a Abs. 2), 

5. Über die Übertragung von Aufgaben 
der Wehrersatzbehörde bei der Wehr- 
überwachung auf die Seemannsämter 
(§24 Abs. 6), 

6. über das Verfahren in den Fällen der 
§§ 22, 23 Abs. 1 Satz 5, des § 26 Abs. 6 
und des § 33 Abs. 6, 

7. über die Erfassung von Wehrpflich- 
tigen für bestimmte Aufgaben (§ 47c 
Abs. 2), 

8. über die Auskunftspflicht (§ 47c 

Abs, 3). 

(2) Die Rechtsverordnungen bedürfen der 
Zustimmung des Bundesrates. 


32. § 48 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„§ 48 

Zuständigkeit für den Erlaß von 
Rechtsverordnungen 

(1) Die Bundesregierung erläßt die Rechts- 
verordnungen 

1. unverändert 


2. über die Zuständigkeit und das Ver- 
fahren bei der Unabkömmlichstellung 
(§ 13 Abs. 2); dabei kann die Ermäch- 
tigung zur Bestimmung der zustän- 
digen Behörden auf oberste Bundes- 
behörden oder auf die Landesregierun- 
gen übertragen werden, diese können 
ermächtigt werden, die Ermächtigung 
auf die obersten Landesbehörden wei- 
terzuübertragen, 

3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. über das Verfahren in den Fällen der 
§ 22, 23 Abs. 1 Satz 6, des § 26 Abs. 6 
und des § 33 Abs. 6, 

7. unverändert 


8. unverändert 


(2) unverändert 


33. § 50 fällt weg. 

♦ 


33. unverändert 
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Entwurf 
Artikel 2 

Aufhebung des Dienstzeitdauergesetzes 

Das Gesetz über die Dauer des Grundwehrdien- 
stes und die Gesamtdauer der Wehrübungen vom 
24. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 1017) wird 
aufgehoben. 


Artikel 3 

Änderung des Soldatengesetzes 

Dem § 56 Abs. 1 des Gesetzes über die Rechts- 
stellung der Soldaten vom 19. März 1956 (Bundesge- 
setzbl. I S. 114) werden folgende Sätze 3 und 4 an- 
gefügt: 

„Dabei ist davon auszugehen, daß der Soldat den 
vollen Grundwehrdienst (§ 5 Abs. 1 Wehrpflichtge- 
setz) zu leisten hat. Bei Soldaten, die vor dem 1. Juli 
1937 geboren sind oder bei Begründung des Dienst- 
verhältnisses eines Soldaten auf Zeit das lüniund- 
zwanzigste, aber noch nicht das fünfunddreißigste 
Lebensjahr vollendet haben, ist davon auszugehen, 
daß sie einen verkürzten Grundwehrdienst von drei 
Monaten zu leisten haben (§ 5 Abs. 3, § 6 Abs. 6 und 
§ 36 Abs. 4 Wehrpflichtgesetz)." 


Artikel 4 

Änderung des Paßgesetzes 

§ 7 Abs. 1 Buchstabe e des Gesetzes über das Paß- 
wesen vom 4. März 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 290) in 
der Fassung des Gesetzes vom 24. Mai 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 435) wird wie folgt gefaßt: 

„e) der Paßbewerber unbefugt in fremde Heeres- 
dienste ein treten will." 


Artikel 5 

Aufhebung des Gesetzes über die Meldepflicht der 
deutschen Staatsangehörigen im Ausland 

Das Gesetz über die MeldepfLicht der deutschen 
Staatsangehörigen im Ausland vom 3. Februar 1938 
(Reichsgesetz bl. I S. 113) wird aufgehoben. 


Artikel 6 

Änderung des Gehührengesetzes 
für das Auswärtige Amt und die 
Auslandshehörden 

Nummer 13 des Tarifs zum Gebührengesetz für 
das Auswärtige Amt und die Auslandsbehörden vom 
8. März 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 137) entfällt. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 
unverändert 


Artikel 4 

entfällt hier 

(siehe Zusammenstellung des Zweiten Sdiriftlichen Be- 
richts über den von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Wehrpflicht- 
gesetzes — Drucksache 1894) 


Artikel 5 

entfällt hier 

(siehe Zusammenstellung des Zweiten Schriftlichen Be- 
richts über den von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Wehrpflicht- 
gesetzes — Drucksache 1894) 


Artikel 6 

entfällt 
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Entwurf 
Artikel 7 

Änderung des Reichs- und Staatsangehörigkeits- 
gesetzes 

§ 22 des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes 
vom 22. Juli 1913 (Reidisgesetzbl. S. 583) erhält fol- 
gende Fassung: 

„§ 22 

(1) Die Entlassung darf nicht erteilt werden 

1. Beamten, Richtern, Soldaten der Bundes- 
wehr und sonstigen Personen, die in einem 
öffentlich-rechtlichen Dienst- oder Amts- 
verhältnis Stehen, solange ihr Dienst- oder 
Amtsverhältnis nicht beendet ist, mit Aus- 
nahme der ehrenamtlich tätigen Personen, 

2. Wehrpflichtigen, solange nicht der Bun- 
desminister für Verteidigung oder die von 
ihm bezeichnete Stelle erklärt hat, daß 
gegen die Entlassung Bedenken nicht be- 
stehen. 

(2) Aus anderen als den in Absatz 1 genannten 
Gründen darf die Entlassung nicht verweigert 
werden." 


Artikel 8 

Der Bundesminister für Verteidigung wird er- 
mächtigt, den Wortlaut des Wehrpflichtgesetzes 
unter Berücksichtigung der Änderungen durch dieses 
Gesetz bekanntzugeben und dabei die Paragraphen- 
folge zu ändern und Unstimmigkeiten des Wort- 
lautes zu beseitigen. 


Artikel 9 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

Artikel 7 

entfällt hier 

(siehe Zusammenstellung des Zweiten Schriftlichen Be- 
richts über den von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Wehrpflicht- 
gesetzes — Drucksache 1894) 


Artikel 7a 

Einschränkung von Grundrechten 

Die Grundrechte der körperlichen Unversehrtheit 
(Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes), der 
Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des 
Grundgesetzes) und der Freizügigkeit (Artikel 11 
Abs. 1 des Grundgesetzes) werden nach Maßgabe 
dieses Gesetzes eingeschränkt. 

Artikel 8 
unverändert 


Artikel 9 
unverändert 
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